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D ie Bedeutung internationaler Bezie-
hungen im Handel wächst – Grund 

genug für die Staatliche Handelsschule 
Kellinghusenstraße (H 13) die Berufs-
ausbildung im schulischen Teil mit ei-
nem dreiwöchigen Auslandsaufenthalt 
zu ergänzen. Für Kaufleute im Textil-

Einzelhandel und Gestalter für visuelles 
Marketing sollen Auslands erfahrungen 
ein fester Bestandteil der Ausbildung 
werden. Unter Federführung ihrer Eu-
ropabeauftragten, Christiane Schadow, 
verwirklicht die H 13 in diesem Jahr 
erstmals ein so umfangreiches Projekt. 
Viele Ausbildungsbetriebe haben den 
Nutzen für ihren Nachwuchs und den 
Betrieb erkannt und stellen die Bewer-
ber für den Aufenthalt frei. 

Im Juni wartet in Großbritannien 
ein umfangreiches Programm auf 20 
Kaufleute im Einzelhandel. Ein einwö-
chiger Sprachkurs mit Fokus auf Fach-
englisch und anschließender Prüfung 
bietet eine nützliche Grundlage für 
die zweite Woche. In Liverpooler Ein-
zelhandelsbetrieben werden die Schü-
lerinnen und Schüler am Nachmittag 
Praktika absolvieren. Am Vormittag 
besuchen sie eine Partnerschule und 
nehmen am Wirtschaftsunterricht teil. 
Neben der Anwendung von Facheng-
lisch sind die sozialen Kontakte zu den 
englischen Schülerinnen und Schülern 
von nachhaltigem Wert. Erfahrungen 
und Kenntnisse können ausgetauscht 
werden. Bei einem Teambildungswo-

chenende in Wales werden diese Kon-
takte vertieft.

In der dritten Woche arbeiten die 
Auszubildenden ausschließlich in ihren 
Praktikumsbetrieben und können um-
fassende Erfahrungen in den Geschäf-
ten sammeln.

Dies ist nur eines von vielen Mobi-
litätsprojekten beruflicher Schulen in 
diesem Jahr in Großbritannien, Italien, 
Frankreich, Polen, Dänemark, Spanien 
und der Türkei:

    Handelsschule Anckelmannstraße 
(H 1) 

    Handelsschule Am Lämmermarkt 
(H 2)

    Handelsschule Schlankreye (H 3)
    Handelsschule Altona (H 6)
    Handelsschule Kieler Staße (H 19)
    Staatliche Schule Gesundheitspflege 

(W 1)
    Staatliche Schule Burgstraße (W 8)
    Gewerbeschule für Ernährung und 

Hauswirtschaft (G 3)
    Berufliche Schule Holz, Farbe,  

Textil (G 6)
    Gewerbeschule Gastronomie und 

Ernährung (G 11)
    Berufsschule Eidelstedt / Berufsbil-

dungswerk (G 12)
    Gewerbeschule Fertigungs- und 

Flugzeugtechnik (G 15)

Auch das Verständnis für andere Kul-
turen wird vertieft. Die beruflichen und 
sozialen Erfahrungen bereichern die 

jungen Leute in ihrer Persönlichkeits-
bildung erheblich und fördern Flexibi-
lität und Teamfähigkeit auf internatio-
naler Ebene. Die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer gewinnen Selbstvertrauen, 
sich in einer fremden Sprache zu ver-
ständigen und unterschiedlichste Situ-
ationen im Berufsleben zu bewältigen. 
Zusätzlich begünstigen Auslandserfah-
rungen die berufliche Karriere. 

Für die Ausbildungsbetriebe in Ham-
burg ist dieser Ausbildungsteil grund-
sätzlich kostenneutral, weil er durch 
Stipendien der Europäischen Union 
aus dem Programm Leonardo da Vinci 
finanziert wird. Die Vorteile für die Be-
triebe im In- und Ausland können von 
erheblicher Bedeutung sein. Da der be-
triebliche Nachwuchs einen Einblick in 
andere Technologien und Arbeitspro-
zesse gewinnt, kann er zu Botschaftern 
dieser Kenntnisse werden.

Umgekehrt können die Auszubil-
denden mit ihren Auslandserfahrungen 
Unternehmen bereichern. Es entstehen 
Kontakte zu ausländischen Betrieben, 
die für beide Seiten nachhaltig von Be-
deutung sein können. Bei Kundenge-
sprächen auf internationalem Parkett 
können die jungen Mitarbeiter zum 
Image des Unternehmens beitragen.

Auslandserfahrungen erhöhen die 
Attraktivität der Ausbildung, die Mo-
tivation der Teilnehmer und ihre beruf-
lichen Entwicklungschancen. 

Christiane Schadow, HIBB
Abteilung Schulentwicklung  

und Bildungsplanung

20 zukünftige kaufleute im einzelhandel führt das projekt transnationale Mobilität drei wochen nach großbritannien. 

erfahrungen im einzelhandel von liverpool 
Staatliche Handelsschule kellinghusenstraße

weItere INFoS

www. hibb.hamburg.de/index.php/article/
detail/7113

www.leonardo.gewerbeschule3.de
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W ie in der vorherigen Ausgabe be-
richtet, wendet sich das SoPro 

2009 an Jugendliche unter 27 Jahren 
mit Wohnsitz in Hamburg, die die allge-
meinbildende Schule ohne Anschluss-
perspektiven verlassen und höchstens 
einen Realschulabschluss erworben 
haben. Besonders berücksichtigt wer-
den so genannte Altbewerber sowie 
Bewerber mit Migrationshintergrund, 
von denen zu erwarten ist, dass sie eine 
begleitete betriebliche Ausbildung er-
folgreich absolvieren können. Außer-
dem wird Jugendlichen aus den Klas-
sen der Berufsvorbereitungsschule und 
der Berufsfachschule der Übergang in 
das SoPro eröffnet.

Ziel der Förderung ist eine träger-
gestützte Ausbildung mit Übergang in 
betriebliche Ausbildung. Dabei sollen 
mindestens 50 Prozent der Jugendli-
chen den Übergang in die betriebliche 
Ausbildung nach der Hälfte des Aus-
bildungszeitraums erreichen. Die För-
derung beinhaltet die Begleitung aller 
Auszubildenden bis zum Prüfungsab-
schluss.

Praxistest für das Reformmodell
Im Juni 2009 wurde die Strategie ent-
wickelt, den Zugang der Jugendli-
chen ausschließlich über das HIBB 
zu organisieren und damit das aktuell 
verabschiedete „Reformmodell zum 
Übergang von der Schule in den Be-
ruf“ einem Praxistest zu unterziehen. 
Ausbildungsgeeignete Jugendliche aus 
dem Kreis der Schulpflichtigen sollten 

durch die Lehrer ausgewählt werden. 
Nicht schulpflichtige Jugendliche, de-
ren Ausbildungseignung bereits durch 
die Agentur für Arbeit festgestellt wor-
den war, wurden im Auftrag des HIBB 
durch den Landesbetrieb Erziehung 
und Berufsbildung vorbereitet. Die Ju-
gendlichen mussten sich schriftlich auf 
die gewünschten Ausbildungsberufe 
bewerben. 

Einbindung von Agentur 
und Kammern
In einem zweiten Schritt wurden die 
Agentur für Arbeit sowie Handels- 
und Handwerkskammer eingebunden. 
Diese sollten nach Beendigung der 
Nachvermittlungsaktion ab Anfang 
Oktober ausbildungsfähige, aber nicht 
versorgte Jugendliche auffordern, sich 
beim HIBB zu bewerben. 

Die bevorzugten Berufsfelder Ein-
zelhandel, Lager/Logistik, Bauberu-
fe, Gesundheits- und Pflegeassistenz, 
Gastronomie, Büro/Kommunikation, 
Bäcker/Fleischer, Elektro- und Metall-
berufe, Tischler, Maler und Lackierer, 
medizinische Fachangestellte, Gebäu-
dereiniger, Sanitär, Heizung, Klima 
wurden gemeinsam mit der Agentur für 
Arbeit sowie den Kammern festgelegt.

Die Rückmeldungen aus den Schu-
len haben gezeigt, dass die Auswahl 
für etwa 90 Prozent der Plätze zutref-
fend war. Es zeigte sich, dass die ho-
hen Platzkontingente im Bereich der 
Gastronomie nur schwer zu bedienen 
waren, während in den Berufsberei-

chen Verkauf sowie den Büroberufen 
die Nachfrage zum Teil das Angebot 
an Ausbildungsplätzen erheblich über-
stieg.

Ausblick
Für die Zukunft sollte das Programm 
einen ausreichenden Zeitrahmen zur 
Verfügung haben. Es hat sich gezeigt, 
dass in den berufsbildenden Schulen 
ein Ausbildungsbeginn zum 1. Febru-
ar möglich ist. Dies liegt auch daran, 
dass ein erheblicher Anreiz für die 
Jugendlichen entstand, die Kompeten-
zen für die Ausbildungsfähigkeit zügig 
zu entwickeln und den Verbleib in der 
Berufsvorbereitungsschule und der 
teilqualifizierenden Berufsfachschule 
zu verkürzen. Eine Ausweitung dieses 
Verfahrens auf das Hamburger Aus-
bildungsprogramm und die Jugendbe-
rufshilfe soll bei erfolgreicher Durch-
führung geprüft werden. 

Positive Bewertung 
der Zusammenarbeit
Die erstmals in dieser Form erprobte 
Zusammenarbeit von der Behörde für 
Wirtschaft und Arbeit, dem HIBB, dem 
Amt für Weiterbildung und der Agentur 
für Arbeit wird von allen Beteiligten als 
uneingeschränkt positiv bewertet. Sie 
ermöglichte ein abgestimmtes Zusam-
menwirken bei der Ausschreibung, der 
Teilnehmergewinnung, der Verteilung 
und Auswahl der Bewerberinnen und 
Bewerber sowie der Nachsteuerung. 
Der dadurch erreichte Informations-
austausch führte zu Qualitätsgewinnen 
und Synergieeffekten und hat Mo-
dellfunktion auch für den Aufbau von 
Strukturen im Reformprozess „Über-
gangssystem Schule – Beruf“. Mit 
dem SoPro erhielten 125 sogenannte 
Altbewerber und 375 Jugendliche aus 
den Berufsvorbereitungsklassen einen 
Ausbildungsplatz und damit eine sinn-
volle Anschlussperspektive.

Hartmut Schulze, HIBB
Abteilung Steuerung und Beratung

das aktionsbündnis für Bildung und Beschäftigung hatte am 30. September  
das Sofortprogramm 2009 des Hamburger Senats (Sopro 2009) der  

öffentlichkeit vorgestellt. zum 1. Februar 2010 erhielten 500 Jugendliche 
einen ausbildungsplatz. Mit dem Sopro 2009 wurden erstmalig elemente 
des rahmenkonzeptes übergang Schule – Beruf umgesetzt. der folgende 
Beitrag berichtet über die ergebnisse und zieht ein erstes resümee der 

erfolgreichen kooperation der Beteiligten.

Sofortprogramm 2009 –  
ausbildung für 500 Jugendliche 

programm des Senats

weItere INFoS

e-Mail: hartmut.schulze@hibb.hamburg.de
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Berufsorientierung – eine konstitutive  
komponente allgemeiner Bildung

Mehr als eine Berufswahl

Herrmann rademacker war bis Februar 2001 für das deutsche Jugendinstitut (dJI) in München tätig. Im folgenden 
Beitrag begründet er die Notwendigkeit und pädagogische Bedeutung frühzeitiger Berufsorientierung.

D ie Überwindung der Schwierigkei-
ten junger Menschen beim Über-

gang in das Beschäftigungssystem 
erfordert Handeln auf beiden Ufern 
des Übergangs: Einerseits bedarf es 
eines auswahlfähigen Angebotes an 
beruflichen Bildungsmöglichkeiten – 
auch (aber nicht nur) an betrieblichen 
Ausbildungsplätzen. Das Hamburger 
Rahmenkonzept für die Reform des 
Übergangssystems ist hierin vielver-
sprechend. Andererseits gibt es auch 
auf der Nachfrageseite beispielhafte 
Entwicklungen. Genannt seien hier nur 
das Hamburger Hauptschulmodell und 
das Engagement der Hamburger Schul-
behörde für den inzwischen bundesweit 
anerkannten Berufswahlpass. Dennoch 
ist es erforderlich, junge Menschen 
beim Übergang von der allgemeinbil-
denden Schule in eine Ausbildung oder 
Beschäftigung mehr als bisher zu unter-
stützen. 

Denn es gibt keinen Anlass zu hof-
fen, dass die bestehenden Übergangs-
probleme allein durch die aktuelle 
demographische Entwicklung gelöst 
werden und damit das Ausbildungs-
angebot die Nachfrage übersteigt. Das 
zeigt sich beispielhaft in einer Region 
wie München, wo seit mehr als 30 Jah-
ren das Angebot an Ausbildungsplät-
zen immer höher war als die Nachfra-
ge. Dennoch blieb ein nennenswerter 
Anteil junger Menschen ohne Ausbil-
dung in einem anerkannten Ausbil-
dungsberuf. 

Eine der zentralen und grundlegen-
den Voraussetzungen für einen erfolg-
reichen Übergang scheint die berufliche 
Orientierung am Ende der Schulzeit zu 
sein. So zeigt das DJI-Übergangspanel, 
dass unter den Hauptschulabgängern 
mit unklarem Berufswunsch die Aus-
bildungsbeteiligung im Dualen System 
zwei und drei Jahre nach dem Verlas-

sen der Schule die niedrigste ist. Sie 
ist niedriger als die Ausbildungsbetei-
ligung derer, die die Schule ohne Ab-
schluss verlassen haben, wie auch de-
rer, die im Ausland geboren und nach 
Deutschland zugewandert sind (Gaupp 
u.a., S. 23). Auch wenn hier zu berück-
sichtigen ist, dass ein Teil der Jugendli-
chen, die im Anschluss an die Haupt-
schule keine Ausbildung aufnehmen, 
weiter eine Schule besuchen oder dies 
zumindest anstreben, so belegt dieses 
Ergebnis des DJI-Übergangspanels 
doch die große Bedeutung eines ge-
klärten Berufswunsches, und das be-
deutet hier einen konkreten Entwick-
lungsstand beruflicher Orientierung für 
das Gelingen der Einmündung in eine 
duale Berufsausbildung. 

Berufsorientierung ist mehr  
als Berufswahl
Berufsorientierung ist mehr als das Tref-
fen einer Berufswahl am Ende der allge-
meinbildenden Pflichtschulzeit. Vielmehr 
geht es um eine das gesamte Erwachse-
nenleben begleitende Kompetenz der 
Gestaltung der individuellen beruflichen 
Entwicklung angesichts sich verändern-
der individueller Voraussetzungen und 
des Wandels der Arbeit in dem jeweils 
relevanten Bereich des Beschäftigungs-
systems. Berufsorientierung in diesem 
Sinne ist eine konstitutive Komponente 
allgemeiner Bildung und zugleich we-
sentliches Moment jeder Persönlichkeits-
entwicklung.

Eine operationale Beschreibung die-
ser Kompetenz der Berufsorientierung 
für die Situation des Berufseinstiegs 
könnte wie folgt lauten: Ein beruflich 
orientierter junger Mensch kann seine 
(beruflichen) Interessen und Wünsche 
auf kennzeichnende Tätigkeiten und 
Arbeitsbedingungen in den für ihn in-

Berufliche Anforderungen erkennen
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frage kommenden Berufen beziehen. Er 
kennt die Anforderungen für den Zu-
gang zu diesen Berufen, insbesondere 
Zertifikate, Bildungs- und Ausbildungs-
gänge, Ausbildungsdauer, -einrichtun-
gen, -orte und -kosten, und kann diese 
auf seine individuellen Handlungsmög-
lichkeiten und seine persönlichen Er-
fahrungen in der Auseinandersetzung 
mit entsprechenden Anforderungen – 
seine „Stärken“ – beziehen.

Berufsorientierung als Auftrag
der Schule
Schon 1964 hatte der Deutsche Aus-
schuss für das Erziehungs- und Bil-
dungswesen mit der Einführung des 
Faches Arbeitslehre „eine bildungs-
wirksame Hinführung zur modernen 
Arbeitswelt“ angestrebt (Deutscher 
Ausschuss 1966, S. 401). Damit war 
erstmals Berufsorientierung als Teil des 
Bildungsauftrags der Schule formuliert 
– zwar nur für die Hauptschule, aber 
damit seinerzeit noch für mehr als zwei 
Drittel der Schülerschaft der Sekun-
darstufe I. Der damit gegebene Impuls 
einer Öffnung der Schule zur Arbeits-
welt und zur Einbeziehung von Arbeit 
als schulischem Bildungsgegenstand 
blieb dann in der Entwicklung der Ar-
beitslehre allerdings weitgehend unein-
gelöst (Rademacker 2002, S. 52). Die 
Untersuchung von Schulbüchern zeig-
te noch 1997, dass Wirtschaft, Technik 
und Beruf gemessen an der Bedeutung 
dieser Gegenstandsbereiche für die Be-
wältigung der Lebenswirklichkeit von 
Jugendlichen und Heranwachsenden 
in Schulbüchern unzureichend vertre-
ten waren (Bönkost/Oberliesen 1997, 
S. 3). In der Reaktion auf wachsende 
Probleme des Übergangs gab es dann 
vermehrt seit Mitte der 90er Jahre neue 
Entwicklungen. Portfolios (Berufswahl-
pässe) zur Begleitung individueller Ent-
wicklungen beruflicher Orientierung, 
ausgeweitete und in Einzelfällen auch 
didaktisch-konzeptionell entwickelte 
Formen der Zusammenarbeit zwischen 
Schulen und Betrieben, die individuel-
le Begleitung junger Menschen bei der 
Ausbildungsplatzsuche durch Paten 
und Coaches sowie Formen eines re-
gionalen Übergangsmanagements zur 
Gestaltung der Rahmenbedingungen 
des Übergangs und des abgestimmten 

Handelns der beteiligten Akteure im 
kommunalen Kontext sind heute kenn-
zeichnende Initiativen.

Berufsorientierung – das Paradigma ei-
ner individuellen Bildungsentwicklung 
Die vorliegenden Berufswahlpässe 
können heute als die entwickeltsten 
Beispiele didaktischer Materialien für 
die Begleitung und Unterstützung in-
dividueller Bildungsprozesse gelten. 
Sie sind damit zugleich Beispiele für 
die Anerkennung des Individuums 
als entscheidender Akteur seines Bil-
dungsgeschehens. Damit entsprechen 
sie einem Bildungsverständnis, wie es 
insbesondere im zwölften Kinder- und 
Jugendbericht entfaltet wurde (Bun-
desministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend, 2005, S. 103-139). 
Bildung wird hier verstanden als ein 
Prozess der aktiven Weltaneignung 
durch das sich bildende Individuum. 
Die Welt wird hier aufgespannt in den 
vier Dimensionen der sozialen, der kul-
turellen, der materiell-dinglichen und 
der subjektiven Weltbezüge gedacht, 
Weltbezüge, die alle auch für die Welt 
der Arbeit von grundlegender Bedeu-
tung sind. In all diesen Weltbezügen 
geht es einerseits um Wissen, um Sich-
Auskennen, Sich-Orientieren-Können, 
aber ebenso auch um Partizipation und 
Teilhabe am Leben in diesen Welten, 
um aktive Mitwirkung und Gestaltung 
wie auch um die subjektive Verortung, 
das Sich-Einbringen als Person und 
die Reflektion des eigenen Beitrags in 
unterschiedlichen sozialen Kontexten. 
Die Kompetenzen für die Teilhabe am 
Leben in diesen Welten können junge 
Menschen in diesem Bildungsverständ-
nis nur dann erwerben, wenn sie auch 

Zugang zu diesen Welten haben. Ein 
Auftrag der Partner des Bildungsge-
schehens, der Schule, aber auch der Fa-
milien und der Jugendhilfe zur Unter-
stützung von Bildungsprozessen junger 
Menschen liegt darin, ihnen Zugänge 
zu diesen Welten zu erschließen und 
sie in den Bemühungen um Aneignung 
dieser Welten zu unterstützen. 

In einem solchen Bildungsverständ-
nis ist Bildung selbstverständlich mehr 
als Schule. Sie findet ganz wesentlich in 
den unterschiedlichen Lebenswelten 
von Kindern und Jugendlichen statt. 
Diese Unterschiede mit ihren unter-
schiedlichen Zugängen zu bildungs-
relevanten Welten auszugleichen ist 
eine der Herausforderungen für die 
moderne Schule, wenn sie bestehende 
Bildungsungleichheiten überwinden 
will, Bildungsungleichheiten, wie sie 
sich insbesondere im Übergang von 
der Schule in Ausbildung und Beschäf-
tigung auswirken und offensichtlich 
werden. Beim Thema Berufsorien-
tierung haben sich viele Schulen mit 
ihrer Öffnung zur Arbeitswelt und 
der pädagogisch verantwortlichen Zu-
sammenarbeit mit Betrieben und mit 
außerschulischen Experten sowie bei 
der individuellen Begleitung des Bil-
dungsprozesses der beruflichen Orien-
tierung auf einen guten Weg gemacht. 
Die Übergangsverläufe, die wir beob-
achten, zeigen uns allerdings, dass wir 
noch ein gutes Stück des Weges vor 
uns haben, denn es fehlt nicht nur an 
den objektiven Chancenstrukturen im 
Übergangssystem, sondern vielfach 
auch an den Kompetenzen, die vorhan-
denen Chancen zu nutzen.

Hermann Rademacker

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(2005): zwölfter kinder und Jugendbericht. Bericht über die 
lebenssituation junger Menschen und die leistungen der 
kinder- und Jugendhilfe in deutschland. Berlin

Bönkost, klaus Jürgen/oberliesen, rolf (1997): arbeit, wirtschaft 
und technik in Schulbüchern der Sekundarstufe I, Bonn: BMBF

deutscher ausschuss für das erziehungs- und Bildungswesen 
(1966): empfehlungen und gutachten 1953-1965, gesamt-
ausgabe. Stuttgart: klett

Famulla, gerd (2008): Berufsorientierung im Strukturwandel 
von arbeitsmarkt und Beruf. In: Famulla, gerd u. a. (Hrsg.) 

(2008): Berufsorientierung als prozess. persönlichkeit för-
dern, Schule entwickeln, übergang sichern. Hohengehren: 
Schneider

gaupp, Nora/lex, tilly/reißig, Birgit/Braun, Frank (2008): Von 
der Hauptschule in ausbildung und erwerbsarbeit: ergebnisse 
des dJI-übergangspanels. Bonn, Berlin: Bundesministerium 
für Bildung und Forschung

rademacker, Hermann (2002): Schule vor neuen Herausfor-
derungen. orientierung für übergänge in eine sich wandelnde 
arbeitswelt. In: Schudy, Jörg (Hrsg.): Berufsorientierung in 
der Schule. grundlagen und praxisbeispiele. Bad Heilbrunn: 
klinkhardt

Quellen:
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Vom Bewerbungstraining zur  
kompetenzentwicklung 

Individuelle konzepte

Jugendliche sollen lernen, ihre Berufsbiografie eigenverantwortlich und aktiv zu gestalten. Für die Schulen wird 
Berufsorientierung zum kerngeschäft mit professionellen und verbindlichen Standards.

D ie Berufsorientierung steht hoch 
im Kurs, Einvernehmen besteht 

darüber, dass die Berufsorientierung 
verbessert werden muss, damit die 
Jugendlichen ihren Übergang in eine 
Ausbildung erfolgreich realisieren kön-
nen. Dabei ist klar, dass auch eine bes-
sere Berufsorientierung keine Ausbil-
dungsplätze schafft und Probleme der 
Berufsorientierung nicht die Probleme 
einer Minderheit sind. 

Anforderungen an die 
Berufsorientierung 
Die Anforderungen an die Berufso-
rientierung haben sich verändert. Be-
rufsorientierung ist heute keine Vor-
bereitung auf die einmalige Wahl eines 
Ausbildungsberufs. Berufsorientierung 
umfasst mehr als ein Praktikum in ei-
nem Betrieb zu absolvieren, Berufs-

bilder zu recherchieren und an einem 
Bewerbungstraining teilzunehmen. Be-
rufsorientierung muss

    Möglichkeiten aufzeigen, wie die 
jeweils eigenen Potenziale erkannt 
und Chancen genutzt werden kön-
nen,

    zur Klärung der individuellen Inter-
essen und Stärken und deren weite-
re Entwicklung beitragen,

    die Eigenverantwortung und Selbst-
steuerung stärken, 

    Kompetenzen entwickeln, die er-
forderlich sind, um die individuelle 
Berufsbiografie aktiv gestalten zu 
können. 

Akteure der Berufsorientierung
Die Berufsorientierung ist nicht die 
Aufgabe der Schule allein. Eltern, Un-
ternehmen, Arbeitsagentur und weite-

re Beratungseinrichtungen sind betei-
ligt. Wichtig ist, gemeinsam Antworten 
darauf zu finden, wie die Akteure ihr 
Handeln abstimmen, mit welchen Ver-
fahren und Instrumenten sie ihren je-
weiligen Beitrag koordinieren, mit wel-
chen Kennziffern die Akteure prüfen, 
ob sie ihren Beitrag erbringen und mit 
welchem Erfolg, und wie die Informati-
onen an die nachfolgenden Stellen wei-
ter gegeben werden. 

Lernkulturwandel 
Es ist zu fragen, ob die Organisation 
des Lernens, die Grundlagen der schul-
internen Planung, die Dokumentation 
der Leistungserbringung und Kompe-
tenzentwicklung, die Leistungsrück-
meldungen und Leistungsnachweise 
noch zu den Anforderungen einer zeit-
gemäßen Berufsorientierung passen. 
Berufsorientierung ist ein umfassender 
Bildungsprozess, aber er ist bislang 
nicht umfassend konzipiert.
 
Zielklarheit
In Hamburg gibt es eine Reihe von 
Schulen mit ausgezeichneter Berufso-
rientierung. Viele Schulen haben das 
Siegel „Schule mit vorbildlicher Be-
rufsorientierung“, arbeiten mit dem 
Berufswahlpass und haben Berufsori-
entierung im Unterricht fest verankert. 
An Modellen, Konzepten und Maß-
nahmen besteht kein Mangel. Wie sieht 
es aber mit der Zielklarheit aus? Kann 
davon ausgegangen werden, dass die 
Lehrkräfte einer Schule eine gemein-
same Vorstellung von den Anforde-
rungen an eine zeitgemäße Berufsori-
entierung haben und tragen die Eltern 
und die anderen externen Akteure 
ebenfalls diese Zielvorstellungen mit? 
Im Hinblick auf die Zielklarheit sind 
Zweifel angebracht. 
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Prozesssteuerung und 
Ergebnissicherung
Betrachtet man die Steuerung des Ori-
entierungsprozesses und die Verfahren 
zur Abstimmung der Teilleistungen 
innerhalb der Schule sowie mit den au-
ßerschulischen Partnern und Akteuren, 
insbesondere auch den Eltern und den 
weiteren Akteuren vor Ort, wird sicht-
bar, dass hier großer Handlungsbedarf 
besteht. Beim Blick auf die Ergebnis-
auswertung und Weiterentwicklung 
der Verfahren, auf das praktizierte 
Qualitätsmanagement, wird der Hand-
lungsbedarf ebenfalls unübersehbar. 
Das Lernen im Rahmen der Berufs-
orientierung wird von vielen Schulen 
nicht in gleicher professioneller Weise 
organisiert wie das Lernen im Fachun-
terricht. 

Eckpunkte einer zeitgemäßen 
Berufsorientierung
Damit die Schule die Jugendlichen 
auf die Herausforderungen vorberei-
ten kann, die mit der heutigen Berufs- 
und Arbeitswelt verbunden sind, muss 
Berufsorientierung im Rahmen des 
schulischen Lernens einen neuen Stel-
lenwert erhalten. Mindestens folgen-
de Eckpunkte müssen dabei realisiert 
werden: 

    Berufsorientierung ist Kerngeschäft 
der Schule und wird mit unterschied-
lichem Umfang in den Jahrgängen 
verbindlich zum Gegenstand des 
Lernens,

    jede Schule der Sekundarstufe I und 
II erstellt ein verbindliches Berufs-
orientierungskonzept, in dem ver-
bindlich berufs- und studienorien-
tierende Maßnahmen und Inhalte 
sowie die Aufgaben der Schullei-
tung und der Lehrkräfte festgelegt 
und die Abläufe definiert sind,

    der Orientierungsprozess wird in 
Verantwortung der Schule geplant 
und gesteuert, eine kontinuierliche 
und dem individuellen Beratungs-
bedarf entsprechende Begleitung ist 
sichergestellt und wird dokumen-
tiert,

    Lernmöglichen an außerschulischen 
Orten sind Bestandteil der Berufso-
rientierung und mit dem Lernen in 
der Schule verbunden,

    die Zusammenarbeit mit den ex-

ternen Partnern wird verlässlich 
geregelt, die Aufgaben der Partner 
werden beschrieben, vereinbart und 
ausgewertet. 

Rahmenvorgaben für die Berufs- 
und Studienorientierung
Die Weiterentwicklung der Berufs- 
und Studienorientierung ist elemen-
tarer Bestandteil der Neugestaltung 
des Übergangssystems Schule – Beruf. 
Mit der Vorlage der „Rahmenvorga-
ben für die Berufs- und Studienorien-
tierung“ und der Entwicklung eines 
neuen Instruments, dem „Berufs- und 
Studienwegeplan“, wird dies umge-
setzt. In Hamburg werden damit neue 
Qualitätsstandards für den Prozess der 
Berufsorientierung gesetzt. Mit den 
Rahmenvorgaben werden einerseits 
die Gestaltungsbedürfnisse der ein-
zelnen Schule berücksichtigt, um den 
heterogenen Bedingungen der Jugend-
lichen beim Übergang in Ausbildung 
und Beschäftigung gerecht werden zu 
können. Andererseits werden damit 
Maßnahmen und Gestaltungsaufgaben 
festgelegt, die über die regionalen und 
lokalen Besonderheiten hinaus gelten 
und Verlässlichkeit und Zielklarheit 
schaffen. 

Jede Schule muss
    ihr Konzept zur Berufs- und Studi-

enorientierung erstellen und dabei 
Angebote zu den sechs vorgegebe-
nen Themenfeldern bereitstellen,

    für die Schülerinnen und Schüler in-
dividuelle Beratung und Unterstüt-
zung organisieren, 

    den Berufs- und Studienwegeplan 
spätestens in der Jahrgangsstufe 8 
einführen und

    die Ergebnisse der Maßnahmen und 
Konzepte auswerten und Rechen-
schaft darüber ablegen. 

Die Stadtteilschulen sind darüber hin-
aus zur Zusammenarbeit mit mindes-
tens einer Berufsschule verpflichtet. 
Mit der Verpflichtung zur Zusammen-
arbeit wird nicht nur die Expertise des 
nachfolgenden Systems in der Stadtteil-
schule verankert, es wird damit auch 
Vorsorge getroffen, dass kein Jugend-
licher an der Schnittstelle der beiden 
Systeme verloren geht. 

Berufs- und Studienwegeplan
Der Berufs- und Studienwegeplan ist 
ein neues Planungs- und Dokumenta-
tionsinstrument. Mit ihm soll einerseits 
der Prozessablauf in groben Schritten 
vorgegeben und die Auswertung der 
individuellen Erfahrungen vorstruktu-
riert werden. Andererseits soll mit dem 
Berufs- und Studienwegeplan gewähr-
leistet werden, dass Beratungsaktivitä-
ten, die von unterschiedlichen Partnern 
erbracht werden, aufeinander bezogen 
und abgestimmt werden. 

Jugendliche gestalten ihre 
Berufsbiografie selbst
Berufsorientierung wird in diesem Kon-
text zum kompetenzorientierten Lernen 
in der Berufsorientierung und umfasst 
den Erwerb grundlegenden Wissens 
über die Berufs- und Arbeitswelt, über 
Anforderungen im Ausbildungssystem 
und im Studium und den Erwerb eines 
Wissens über sich selbst, die eigenen 
Interessen und Stärken, die Auseinan-
dersetzung mit den eigenen Einstellun-
gen, Haltungen und Orientierungen. 
Berufsorientierung wird damit ihrem 
Auftrag gerecht, die Jugendlichen bei 
der Entwicklung der Kompetenzen zu 
unterstützen, die erforderlich sind, um 
die jeweils eigene Berufsbiografie aktiv 
gestalten zu können. 

 Alfred Lumpe,  
Behörde für Schule und  

Berufsbildung, Amt für Bildung

weItere INFoS

www.hamburg.de/praxislerntag

www.li-hamburg.de/zsw

www.schule-wirtschaft-hamburg.de

www.ausbildung-hh.de

www.berufswahlpass.de

www.hwk-hamburg.de

www.hk24.de

www.hamburg.de/praxislerntag

www. hamburg.de/praxislerntag/ 
veroeffentlichungen

www.bqm-hamburg.de

www.berufswahl.lernnetz.de 
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M it der Kooperation der Stadtteil-
schulen (STS) und der Berufsbil-

denden Schulen (BS) im Rahmen der 
Berufs- und Studienorientierung (BO/
SO) sollen Jugendliche besser auf den 
Übergang in Ausbildung vorbereitet 
werden. Die Lehrkräfte der berufsbil-
denden Schulen bringen ihr Wissen 
über die Fragen der Berufsausbildung 
genau dann ein, wenn es gebraucht wird 
– nämlich schon in der Phase der Ori-
entierung. 

Die Rahmenvorgaben für die Berufs- 
und Studienorientierung in Hamburg 
sind entwickelt, die Gestaltungsaufga-
ben und Verbindlichkeiten definiert. 
Innerhalb dieses Rahmens setzen die 
STS ein schulspezifisches Konzept der 
Berufs- und Studienorientierung um. 
Dabei kommt der Zusammenarbeit mit 
dem Kooperationspartner berufsbilden-
de Schule eine besondere Bedeutung zu. 

In gemeinsamer Anstrengung auch mit 
den anderen außerschulischen Koopera-
tionspartnern (Betriebe, Agentur für Ar-
beit und weitere) muss es den Jugendli-
chen zukünftig besser als bisher gelingen, 
den direkten Übergang in eine qualifizie-
rende Berufsausbildung zu schaffen.

Eine verlässliche Zusammenarbeit 
von STS und BS ist dazu eine Grundla-
ge. STS und BS verständigen sich über 
ein gemeinsames Konzept zur Berufs- 
und Studienorientierung und schließen 
eine Kooperationsvereinbarung ab. 

In der Auftaktveranstaltung am 
30.10.2009 wurde die Sondierungsphase 
für diese Kooperation eingeleitet. Seit-
dem lernen sich die Schulleitungen und 
die für die BO/SO verantwortlichen 
Kolleginnen und Kollegen der Schulen 
kennen. Sie stellen ihre Schulen vor, hos-
pitieren, tauschen sich über ihre bisheri-
gen Konzepte zur BO/SO aus, informie-
ren sich über die Bildungsangebote der 

berufsbildenden Schulen, um herausfin-
den, ob und wie eine zukünftige Zusam-
menarbeit erfolgversprechend sein kann. 
Ziel ist es, ein gemeinsames Verständnis 
und Konzept zur BO/SO im Sinne der 
Rahmenvorgaben zu entwickeln.

In dem laufenden Annäherungspro-
zess sind die Schulen bzw. die Verbün-
de von Schulen unterschiedlich weit. 
Es gibt einerseits bereits weitgehende 
Einigung über eine Kooperation, an-
dererseits befinden sich Schulen noch 
in einer vertieften Kennenlernphase. 
Um den Findungsprozess bis Ende Juni 
2010 abschließen zu können, wurden 
die Schulleitungen der zukünftigen STS 
und der BS am 16. April 2010 zu einem 
zweiten Treffen in die Heinrich-Hertz-
Schule eingeladen. Begrüßt wurden die 
rund 100 Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer von Senatorin Christa Goetsch, die 
die Bedeutung der Zusammenarbeit 

der beiden Schulsysteme, aber auch die 
enge Kooperation mit der Wirtschaft 
noch einmal ausdrücklich betonte. Die 
Kooperation der verschiedenen Akteu-
re sei auch eine wichtige gesellschaft-
liche Aufgabe, um allen Jugendlichen 
ihren individuellen Weg in Ausbildung 
oder Studium zu ermöglichen.

Der Geschäftsführer des HIBB, 
Rainer Schulz, erläuterte die für die 
Lernortkooperation im Rahmen der 
Berufs- und Studienorientierung für 
die Abschlussklassen der Stadtteilschu-
len im Schuljahr 2010/11 zur Verfügung 
gestellten zusätzlichen Ressourcen von 
25,5 Stellen, darüber hinaus für die drei 
Modellregionen, die bereits in Klasse 8 
beginnen, weitere 2,5 Stellen.

Silke Meinass-Tausendpfund, 
HIBB, Abteilung Schulentwicklung  

und Bildungsplanung

Senatorin christa goetsch unterstreicht die Bedeutung der engeren zusammenarbeit  
von allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen.

kooperationsvereinbarungen im Sommer

lernortkooperation Stadtteilschule –  
berufsbildende Schule 

Positive Stimmung nach der Konferenz
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Bergedorfer kooperationsprojekt  
Berufsorientierung

gemeinsamer Bericht über annäherungsschritte

die Schulleiter berichten von ihren erfahrungen und plänen  
der zusammenarbeit für eine Berufsorientierung (Bo).

D ie fünf künftigen Stadtteilschulen 
(im Folgenden STS) und die vier 

berufsbildenden Schulen (BS) im Bezirk 
Bergedorf haben sich auf den Weg ge-
macht, die gemeinsame Verantwortung 
von STS und BS für die Berufsorientie-
rung der Schülerinnen und Schüler der 
STS nicht bilateral, sondern in Koopera-
tion der neun beteiligten Schulen zu pro-
jektieren. Die Staatliche Handelsschule 
Bergedorf, Staatliche Gewerbeschule 
Chemie, Pharmazie, Agrarwirtschaft, 
Staatliche Gewerbeschule Bergedorf 
und Staatliche Gewerbeschule Verkehrs-
technik, Arbeitstechnik, Ernährung ha-
ben den zukünftigen STS Gesamtschule 
Allermöhe, Gesamtschule Bergedorf, 
Gesamtschule Lohbrügge, Integrierte 
Gesamtschule Kirchwerder und Schule 
Richard-Linde-Weg darüber hinaus an-
geboten, bei der Kooperation jeweils mit 
gemischten Teams der vier BS zu arbei-
ten, um so die unterschiedlichen Kom-
petenzen zu bündeln. 

Die Kooperation lief bisher in mehre-
ren Schritten ab:
1.  Erstes Treffen der Schulleitungen 

– Verabredung des Bergedorfer Ko-
operationsprojekts.

2.  Ganztägiger Workshop mit den 20 
Beauftragten/Verantwortlichen für 
BO – erstes Kennenlernen, Vorstel-
lung der bestehenden BO-Konzepte, 
Austausch und Nachfragen.

3.  Gegenseitige Hospitationen der 20 
Beauftragten/Verantwortlichen für 
BO an allen Standorten.

4.  Ganztägiges Seminar zum Thema 
handlungsorientierter und Fächer in-
tegrierender Lernfeldunterricht mit 
Unterrichtshospitationen an zwei BS 
(Handel und Gewerbe).

5.  Gemeinsame Auswertung der Hospi-
tations-Erfahrungen mit den Beauf-

tragten/Verantwortlichen für BO und 
Verabredung weiterer Schritte zur 
Kooperation in der BO, ganz kon-
kret für die Klassen 9 und 10 der STS 
in 2010/11 auf der Basis der aktuellen 
Schülerdaten der STS.

6.  Ganztägiger Workshop der Schullei-
tungen zur Entwicklung eines Leit-
bildes BO für Bergedorf und zur Vor-
planung der BO für die Jahrgänge 9 
und 10 im Schuljahr 2010/11.

Alle beteiligten Schulleitungen gehen 
davon aus, dass neben dem gemeinsa-
men Konzept zur BO in Bergedorf jede 
der beteiligten Stadtteilschulen ihr indi-
viduelles BO-Konzept entwickeln wird. 
Weitere Herausforderung der Konzept-
arbeit ist, dass es auch unterhalb dieser 
Ebene für die Schülerinnen und Schüler 
jeder Klasse aufgrund der Heterogenität 
ihrer Berufs- und Bildungswegeplanung 
individuelle Wege der BO geben muss.

Das neue BO-Konzept aus der 
Sicht der Stadtteilschule
In der bisherigen BO an Gesamtschu-
len sowie Haupt- und Realschulen wur-
de Erfolg am Ende der Sekundarstufe I 
durch die Anschlussorientierung in die 
duale Ausbildung, in teil- oder vollqua-
lifizierende berufliche Bildungsgänge 
oder in die Vorstufe der gymnasialen 
Oberstufe definiert und gemessen. In-
wieweit die Schülerinnen und Schüler 
für das berufliche Bildungswesen eine 
tragfähige Entscheidung getroffen ha-
ben, stand hierbei nicht im Fokus, was 
insbesondere die Abbrecherquote in 
der dualen Ausbildung verdeutlicht.

Für Schülerinnen und Schüler ohne 
Perspektive auf den ersten Bildungsab-
schluss galt es, Fördermaßnahmen im 
beruflichen Bildungswesen zu finden 
(Berufsvorbereitungsjahr BVJ, Quali-

fizierung und Arbeit für Schulabgän-
ger Quas, …), und das zum Teil schon 
in der 8. Klasse, denn individualisierte 
Lernarrangements zur BO und Berufs-
vorbereitung waren mit den Ressour-
cen der allgemeinbildenden Schulen 
bisher nicht möglich.

Die STS steht vor der Herausfor-
derung, zukünftig allen Schülerinnen 
und Schülern bis zum Ende der Sekun-
darstufe I angemessene Lernchancen 
zu ermöglichen, auch wenn sie in der 
allgemeinbildende Schule bisher keine 
Abschlussperspektive für sich entwi-
ckeln konnten. Hier gilt es, adäquate 
Lernangebote und -arrangements zu 
konzipieren, damit

    die sogenannten „Risikoschüler“ 
Basiskompetenzen im Sinne der 
Betriebsreife und Ausbildungsreife 
erwerben und eine realistische An-
schlussperspektive für sich entwi-
ckeln können, 

    die Schülerinnen und Schüler mit 
erstem oder zweitem Bildungsab-
schluss eine tragfähige Ausbildungs-
entscheidung treffen und

    die Schülerinnen und Schüler mit 
Übergangsberechtigung in die Vor-
stufe eine realistische Einschätzung 
ihrer Erwartungen erzielen.

Diese Herausforderungen kann die 
STS nicht allein bewältigen, sie benö-
tigt die Kompetenzen der BS. Auf dem 
bisherigen Weg der Bergedorfer STS 
und BS hin zu einer regionalen Koope-
rationsvereinbarung haben die Akteure 
(BO-Koordinatoren, Schulleitungen) 
erkannt, dass im Zusammenspiel bei-
der Systeme und der dort vorhandenen 
Kompetenzen die große Chance einer 
den oben genannten Anforderungen 
gerecht werdenden Berufsorientierung 
liegt. 
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Das neue BO-Konzept aus der Sicht 
der berufsbildenden Schulen
Für die Lehrerinnen und Lehrer der 
BS stellt die zukünftige Verantwor-
tung für die Berufsorientierung der 
Schülerinnen und Schüler der STS, die 
sie gemeinsam mit ihren Kolleginnen 
und Kollegen in den STS übernehmen 
sollen, eine Herausforderung dar. Die 
Zielperspektive dieser Reform, die 
Zahl der sogenannten „Risikoschüle-
rinnen und -schüler“ nachhaltig zu sen-
ken, wird ebenso unvoreingenommen 
unterstützt wie die erhoffte Verbesse-
rung der individuellen und realistischen 
Berufs- und Bildungswegeplanung der 
Schülerinnen und Schüler der STS und 
der Gymnasien. 

Mit dem Entwurf der „Rahmenvorga-
ben für die Berufs- und Studienorien-
tierung“ hat die BSB die Ziele und die 
Aufgaben der BO konkretisiert:
1.  Es gilt, für die Schülerinnen und 

Schüler, die früher ohne Berufs- und 
Ausbildungsreife bzw. ohne realisti-
sche Berufswahlentscheidung an die 
Berufsbildenden Schulen gewechselt 
sind, in den STS gemeinsam mit den 
dortigen Kolleginnen und Kollegen 
Rahmenbedingungen zu schaffen, 
die ihnen neue Lernchancen eröffnen 

und einen erfolgreichen Übergang in 
Ausbildung und Beruf ermöglichen 
sollen. Dafür wurden die Frequen-
zen der Klassen der STS gesenkt, und 
die BS bringen zusätzliche personelle 
Ressourcen ein. 

2.  Neben der Gruppe der sogenannten 
„Risikoschülerinnen und -schüler“ 
sollen aber insgesamt allen Schü-
lerinnen und Schülern der Sekun-
darstufen I und II an den STS und 
den Gymnasien Chancen eröffnet 
werden, ihre individuelle Berufs- 
und Bildungswegeplanung so zu ge-
stalten, dass sie einen erfolgreichen 
Übergang in Ausbildung, Studium 
und Beruf erreichen können. 

Für beide Aufgabenstellungen können 
die Kolleginnen und Kollegen der BS 
ihre speziellen Kompetenzen einbrin-
gen. Diese beruhen zunächst auf den 
Erfahrungen ihres individuellen Be-
rufsbildungsweges, der oft mit einer 
dualen Berufsausbildung begann. Dar-
über hinaus verfügen sie über vertiefte 
Kenntnisse ihrer eigenen Branche so-
wie in der Regel über ein grobes Über-
blickwissen der dualen und schulischen 
Berufsausbildung. Sie kennen die An-
forderungen der Betriebe an Bewerbe-
rinnen und Bewerber um duale Aus-

bildungsplätze sowohl im Bereich der 
Kulturtechniken Lesen, Schreiben und 
Rechnen als auch im Bereich der über-
fachlichen Selbst- und Sozialkompe-
tenzen. Darüber hinaus kennen sie die 
fachlichen und überfachlichen Anfor-
derungen an Auszubildende zumindest 
ihrer eigenen Branche. Aufgrund ihrer 
Kontakte zu Betrieben, Kammern, Ar-
beitgeberverbänden und Gewerkschaf-
ten sind sie im Umgang mit externen 
Institutionen vertraut. Im methodi-
schen Bereich haben sie Erfahrungen 
mit handlungsorientierten und Fächer 
integrierenden Lernarrangements so-
wie mit unterschiedlichen subjektori-
entierten Lernformen. 

Die neun Schulleitungen im Berge-
dorfer Kooperationsprojekt arbeiten 
gemeinsam daran, ein BO-Konzept zu 
entwickeln, das die unterschiedlichen 
Kompetenzen der beteiligten Partner 
bündelt und den Schülerinnen und 
Schülern der STS zusätzliche Lern-
chancen ermöglicht, um ihr individuel-
les Ziel des Berufs- und Bildungsweges 
erreichen zu können. 

Thorsten Schumacher,  
 Dietmar Kuhlmann  

(beide Gesamtschule Lohbrügge),  
Ernst Lund (G19)

Fortbildungsangebote zur  
Berufsorientierung

landesinstitut Hamburg

das landesinstitut für lehrerbildung und Schulentwicklung (lI)  
unterstützt die einführung der Berufs- und Studienorientierung  

mit weitreichenden angeboten.

Mit Beginn des Schuljahres 2010/11 
werden Neuerungen eingeführt, 

die das Übergangssystem Schule-Be-
ruf nachhaltig verändern werden. An 
Stadtteilschulen und Gymnasien wird 
eine neue Form der Berufs- und Stu-
dienorientierung zu einem verbindli-

chen Bestandteil des Curriculums. Ein 
Grundsatz der neuen Steuerung be-
steht darin, dass alle Stadtteilschulen 
das Konzept in Kooperation mit be-
rufsbildenden Schulen umsetzen. Eine 
„Herkulesaufgabe“ vor allem für die 51 
Stadtteilschulen und 45 berufsbilden-

den Schulen, die nun gefordert sind, die 
Stärken ihrer Systeme zum Wohle der 
Schülerinnen und Schüler zu bündeln 
und neue Formen der Zusammenarbeit 
zu entwickeln. 

Im Sommer 2009 begann eine Teil-
projektgruppe unter der Federführung 
des HIBB damit, für dieses anspruchs-
volle Vorhaben ein Fortbildungs-
konzept und eine Begleitstruktur zu 
entwickeln. Schulleitungen aus dem 
allgemeinbildenden und dem berufs-
bildenden Bereich sowie Vertreter der 
BSB und des Landesinstituts haben 
eine gemeinsame Konzeption entwi-
ckelt. 

Im Landesinstitut werden nun auf 
der Basis dieser Konzeption konkrete 
Angebote entwickelt, um die betei-
ligten Schulen dabei zu unterstützen, 
die erforderlichen Reformschritte 
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angemessen, zeitnah und erfolgver-
sprechend umzusetzen. Dazu hat eine 
referatsübergreifende Arbeitsgruppe 
der Abteilung Fortbildung den Fortbil-
dungsbedarf zielgruppengerecht erfasst 
und Angebote formuliert.

Wer sind die Zielgruppen und wel-
che Inhalte sind zeitnah zu vermitteln?

Angesprochen sind zunächst vor-
rangig die Pilotschulen dreier vorab 
benannter Modellregionen (Billstedt/
Horn, Elbinsel Wilhelmsburg, Osdorf/
Lurup). Diese Schulen starten mit 
der neuen Berufs- und Studienori-
entierung (BO/SO) im kommenden 
Schuljahr bereits im Jahrgang 8. Alle 
anderen Stadtteilschulen beginnen im 
Schuljahr 2010/11 mit der Einführung 
der Berufs- und Studienorientierung in 
ihren jeweiligen Abschlussklassen. Die 
Kooperationsverhandlungen zwischen 
Stadtteilschulen und berufsbildenden 
Schulen sind weit vorangeschritten 
und stehen kurz vor dem Abschluss. 
Auf die handelnden Personen („BO/
SO-Beauftragte“ der Stadtteilschulen 
sowie Ansprechpersonen/Lehrkräfte 
der Stadtteilschulen und der berufsbil-
denden Schulen) kommt nun die an-
spruchsvolle Aufgabe zu, die bisherige 
Berufsorientierung in gemeinsamer 
Verantwortung zu einem nachhaltigen 
Übergangssystem umzugestalten. 

Das LI hat in dieser Hinsicht eine 
Scharnierfunktion: Es spricht die künf-
tigen Akteure der Stadtteilschulen, der 
Gymnasien und der berufsbildenden 
Schulen mit „Auftaktworkshops“ an 
und bietet „Qualifizierungsmodule“, 
Blockseminare und andere Fortbil-
dungsformate an. 

Für die Pilotschulen der drei Modell-
regionen ist eine feste Begleitstruktur 
mit regelmäßigen Treffen im zeitlichen 
Umfang von rund 25 Stunden geplant. 
Sie soll im Sommer starten und über-
tragbare Strukturen für die künftigen 
Kooperationen erarbeiten. 

Insgesamt werden elf „Qualifizie-
rungsmodule“ angeboten. Vier von ih-
nen sind für Schulen mit dem Jahrgang 
9/10 verbindlich:

    Gestaltung schulischer Curricula, 
curriculare Verankerung der BO/
SO (Zielgruppe: Beauftragte für 
BO/SO an den STS, Start: ca. Mai/
Juni 2010);

    Arbeit mit dem Berufswegeplan 
(Zielgruppe: Beauftragte für BO/
SO an den STS, Ansprechperso-
nen, Lehrkräfte beruflicher Schu-
len, Start: Auftaktworkshop im Mai 
2010);

    Qualitätsmanagement, Entwicklung 
eines Qualitätsrahmens für BO/SO 
(Zielgruppe: Beauftragte für BO/
SO an den STS, ab Sommer 2010);

    Übergangsmanagement / Vermitt-
lung von Schulabgängern (Ziel-
gruppe: Ansprechpersonen, Lehr-
kräfte beruflicher Schulen, Start: ab 
Sommer 2010).

Weitere Qualifizierungsmodule befas-
sen sich mit den Themenbereichen:

    Verfahren zur Ermittlung und Be-
wertung berufsbezogener Kompe-
tenzen,

    Lernbegleitung (Schule),
    Lernbegleitung  

(außerschulische Lernorte),
    Lernen in der Sekundarstufe I,
    Projektmanagement,
    Teambildung und -begleitung,
    Kooperation mit externen Partnern.

Als zusätzliche Unterstützungsleistung 
des LI soll ab Sommer 2010 eine Netz-
werk-Struktur entwickelt werden, um 
den kontinuierlichen Erfahrungsaus-

tausch zwischen den beteiligten Schu-
len zu initiieren und zu begleiten.

Reinhard Kober,  
Matthias Quaeschning,  

Landesinstitut,  
Referat Berufliche Bildung

aNSprecHpartNer

referat Berufliche Bildung 
(lIF 23)

reinhard kober
reinhard.kober@li-hamburg.de
tel.: 428842-663

Matthias Quaeschning
Matthias.Quaeschning@li-hamburg.de 
tel.: 428842-662

zentrum Schule – wirtschaft 
(zSw, lIF 14)
Berend loges
Berend.loges@li-hamburg.de
tel.: 428842-575 
per lorenz
per.lorenz@li-hamburg.de 
tel.: 428842-576

referat allgemeinbildende Schulen 
(lIF 21)

lydia Möbs
lydia.Moebs@li-hamburg.de 
tel.: 428842-657
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Berufsorientierung tut not
aus Sicht eines ausbildungsbetriebes

Viele unternehmen und Betriebe engagieren sich  
in der Berufsorientierung. Joachim Schlicht, ausbildungsleiter  

der Hauni Maschinenbau ag, begründet sein engagement.

D ie Berufs- und Studienorientierung 
ist Grundlage für die aktive Ent-

wicklung der eigenen Bildungs- und 
Berufsbiografie. Berufs- und Studien-
orientierung umfasst den Erwerb grund-
legenden Wissens über die Berufs- und 
Arbeitswelt, über die Anforderungen 
im Ausbildungssystem und im Studium 
sowie den Erwerb eines Wissens über 
sich selbst, die eigenen Interessen und 
Stärken, die eigenen Einstellungen, 
Haltungen und Orientierungen.“ 

So nachzulesen im Entwurf der Rah-
menvorgaben für die Berufs- und Studi-
enorientierung an Stadtteilschulen und 
Gymnasien der Behörde für Schule und 
Berufsausbildung vom Februar 2010.

Warum wird eine planvolle und ver-
bindliche Berufsorientierung für alle 
an diesem Prozess Beteiligten immer 

wichtiger? Die Antworten liegen auf 
der Hand: Die Arbeitswelt, Prozesse, 
Anforderungen und Berufe ändern 
sich immer schneller. Viele neue Be-
rufsbezeichnungen sind für Schüler 
Fremdworte, die keine Rückschlüsse 
auf berufliche Inhalte zulassen. Zu vie-
le Auszubildende brechen ihre Berufs-
ausbildung ab, weil sie andere Vorstel-
lungen von ihrem „Traumberuf“ hatten 
als sie später in ihrer Berufsausbildung 
vorfanden. Also sind Unternehmen da-
ran interessiert, dass die Berufswahl von 
Schülern fundiert und vor dem Hinter-
grund eigener Erfahrungen getroffen 
wird. Dazu müssen Unternehmen sich 
für Schüler und Lehrer öffnen, ihnen 
Einblicke und eigene Erfahrungen in 
der Arbeitswelt ermöglichen.

Die Hauni Maschinenbau AG en-
gagiert sich wie auch viele andere 
Hamburger Unternehmen seit vielen 
Jahren erfolgreich in der Berufsausbil-
dung junger Menschen. Dabei bieten 
Schülerpraktika eine gute Gelegenheit, 
geeignete Bewerber für eine duale Be-
rufsausbildung zu begeistern. Gerade 
auch vor dem Hintergrund des demo-
grafischen Wandels sind Schüler und 
Lehrer unsere besten Multiplikatoren 
nach „außen“. Wir versuchen, mög-
lichst viele Einsatzwünsche der Schüler 
zu erfüllen. So bieten wir Praktikan-
tenplätze regelmäßig im gewerblichen, 
technischen und kaufmännischen Be-
reich an.

Um die Qualität der Praktika zu 
steigern und ein für Schüler verständ-
liches und nachvollziehbares Feed-
back des Praktikums zu ermöglichen, 
haben wir mit dem regionalen Berge-
dorfer Arbeitskreis SchuleWirtschaft 
einen Beurteilungsbogen entwickelt. 
Dieser Beurteilungsbogen ist bewusst 
überschaubar gestaltet und dient glei-

chermaßen als Bescheinigung, Beurtei-
lungs- und Feedbackbogen. Folgende 
Kriterien werden beurteilt:

   Interesse/Motivation,
   Zuverlässigkeit,
   Zusammenarbeit,
   Konzentration/Sorgfalt/Genauigkeit,
    Verstehen und Umsetzen von Auf-

gaben,
   Handwerkliche Geschicklichkeit.

Zuvor gab es in den Schulen sehr unter-
schiedliche Beurteilungsbögen und vie-
le Unternehmen fühlten sich dadurch 
überfordert, so dass die Bögen nicht mit 
der nötigen Sorgfalt ausgefüllt wurden.

Wir setzen Schüler nur im Betrieb 
– und nicht im Bildungszentrum– ein, 
um Ihnen einen unverfälschten Ein-
druck von realen Arbeitsprozessen zu 
ermöglichen. Im Gespräch mit unseren 
Ausbildungsbeauftragten erkundigen 
sich Lehrer häufig vertieft nach den 
Arbeitsprozessen und Anforderungen, 
die der Arbeitsplatz beinhaltet. Natür-
lich ist weiter von Interesse, welchen 
Eindruck die Schüler hinterlassen ha-
ben und ob der Beruf etwas für den 
Schüler wäre. 

Für uns sind nicht alle Schülerprakti-
kantenmodelle umsetzbar. So zum Bei-
spiel der Praxistag, den wir aus Kapa-
zitätsgründen nicht realisieren können. 
Auch die geballte Nachfrage nach Prak-
tikantenplätzen vor oder nach den Fe-
rien stellt uns vor Probleme. Hier wäre 
eine Abstimmung der Praktika zeiten 
unter den Schulen wünschenswert. Ne-
ben den Schülerpraktika veranstalten 
wir in jedem Jahr einen „Infotag der 
Berufsausbildung“, der immer an ei-
nem Sonnabend stattfindet. Hier kön-
nen Schüler praktische Arbeiten an 
Maschinen, PCs oder Workstations mit 
Unterstützung von Auszubildenden 
oder Ausbildern ausführen und somit 
ausprobieren, ob Ihnen diese Arbeiten 
liegen. Interessierte sind herzlich ein-
geladen, am 18. September bei Hauni 
zu beobachten, wie viel Spaß Schüler 
beim Erkunden von Berufen haben.

Joachim Schlicht,
Ausbildungsleiter  

Hauni Maschinenbau AG Praxiseinblick bei Hauni
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„die restaurantküche war cool“ 
aus Sicht einer Schülerin

Sophia Stehrenberg, Schülerin der 9. klasse in der gesamtschule Blanke-
nese, machte mit begleitetem praktikum gute erfahrung 

Berufliche Bildung Hamburg: Wo hast 
du dein dreiwöchiges Praktikum gemacht? 

Sophia Stehrenberg: In der Restau-
rantküche des Anglo-German Club. 
Es war beeindruckend, welche Sorg-
falt die Leute trotz der Hektik aufge-
wendet haben. Ich habe mit einer an-
deren Schülerin „Praktikantenarbeit“ 
gemacht: Kartoffeln schälen, Gemüse 
schnippeln, Schnittchen zubereiten.

Wie bist du auf die Küche gekommen?

Sophia: Ich esse gerne im Restaurant 
und war neugierig, wie es hinter den 
Kulissen zugeht. Meine Freundin hatte 
etwas über den Anglo-German-Club 
in der Zeitung gelesen. Wir haben uns 
beworben und sind beide genommen 
worden. Ist doch cool – an der Außen-
alster!

Es hat dir ausgesprochen gut gefallen. 
Was war besonders wichtig? 

Sophia: Dass wir in alles einbezo-
gen wurden. Wir durften auch für uns 

und fürs Personal kochen. Wir fanden 
die Kartoffeln so toll, und da hieß es: 
„Kocht doch mal selbst!“ Wir durften 
alles anfassen, und uns wurde gleich er-
klärt, was es ist. Alle haben uns ernst 
genommen. 

Hattet Ihr jemanden, der für Euch zustän-
dig war? 

Sophia: Anfangs war es der Chefkoch, 
Herr Schlüter. Dann konnten wir uns an 
alle wenden. Wir waren in allen Abtei-
lungen: Die Kalte Küche für Salate und 
Desserts, die Abteilungen für Fisch und 
für Saucen und Beilagen; in der Abtei-
lung Fleisch haben wir Häppchen ge-
macht und bei anderen Gerichten mit-
gearbeitet, die serviert wurden. 

Welchen Eindruck von der Arbeit in Küche 
und Gastronomie hast du mitgenommen? 

Sophia: Alles ist sehr hygienisch. Ge-
rade wenn es stressig wird, läuft alles 
wie am Schnürchen. Das Miteinander 
war freundlich und angenehm. Herr 
Schlüter meint, das gute Klima liege 
daran, dass dort mehrere Frauen ver-
antwortlich arbeiten. Das glaube ich 
auch. 

Wie bist du mit den Leuten zurecht gekom-
men?

Sophia: Die haben uns gut aufgenom-
men. Bei vielen Bestellungen standen 
wir auch mal abseits. 

Hast du denn schon einen Berufswunsch?

Sophia: Ja, ich würde gerne Journalistin 
werden. Schreiben und recherchieren 
macht mir viel Spaß. 

Dann ist der Blick hinter die Kulissen doch 
genau das Richtige. Dies war dein zweites 

BO-Praktikum. Was hast du voriges Jahr 
gemacht? 

Sophia: Ich war in der 8. Klasse zwei 
Wochen bei NDR 2. Ich durfte im Stu-
dio zuhören, eigene Texte schreiben, 
aufnehmen und schneiden. Dann konn-
te ich auch für Beiträge anderer recher-
chieren. Das hat mich sehr in meinem 
Berufswunsch Journalismus bestärkt. 

Wurdest du von jemandem in der Redakti-
on betreut?

Sophia: Ja, eine Redakteurin hat sich 
verantwortlich gekümmert, die konnte 
ich immer ansprechen. 

Haben dich Lehrkräfte vorbereitet und be-
gleitet? 

Sophia: Vor dem ersten Praktikum hat-
ten wir eine gründliche Bewerbungs-
beratung. Wie sieht eine schriftliche 
Bewerbung aus, was zieht man beim 
Vorstellungsgespräch an, wie läuft das 
ab? Wir haben das in Rollenspielen ge-
probt. Einer war Praktikant, ein anderer 
Chef. Die Klasse sagte ihre Meinung 
und machte Vorschläge. Mit unseren 
Lehrern sind wir unsere Bewerbungs-
schreiben durchgegangen. Beim ersten 
Mal war das Praktikumsheft wie ein 
Logbuch vorgegeben. Alle Schüler ha-
ben eine Power Point Präsentation über 
das Praktikum erstellt und vor allen El-
tern präsentiert. Diese Note geht in die 
Hauptschulnote ein.

Und beim zweiten Praktikum habt Ihr al-
les selbstständig gekonnt? 

Sophia: Ja. Im ersten Praktikum war 
Hilfe nötig, beim zweiten nicht. Die 
Lehrer kommen einmal während des 
Praktikums vorbei.

Nächstes Schuljahr macht Ihr ein einwö-
chiges Sozialpraktikum. Was hast du vor?

Sophia: Wir können in einer sozialen 
Einrichtung arbeiten. Aber es ist auch 
ein anderes Praktikum möglich. Ich 
würde gerne zu einer Zeitschrift gehen. 

Annegret Witt-Barthel, 
HIBB

Sophia Stehrenberg in der Küche 
des Anglo-German Club
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kontrovers:  
Hauptsache Betrieb – eine sinnvolle  
bildungspolitische weichenstellung?

E ine schnelle Einbeziehung in den 
betrieblichen Alltag statt realitäts-

ferner, „verschulter“ außerbetriebli-
cher Förderung: Die Vision der Ver-
besserung der Beschäftigungschancen 
benachteiligter Jugendlicher durch 
eine Stärkung des Lernorts Betrieb ist 
unmittelbar einleuchtend. 

Dabei geht es vor allem um den 
Aufbau kohärenter Förderstrukturen 
und um eine (Wieder-) Gewinnung 
der Betriebe als Lern- oder Ausbil-
dungsort auch für Jugendliche mit 
schlechten Startchancen. Die Tendenz 
zur Verbetrieblichung markiert einen 
Paradigmenwechsel der Benachteilig-
tenförderung. Intendiert ist mit diesem 
Kurswechsel eine Abkehr von der bis-
herigen Benachteiligtenförderung, die 
in den letzten Jahren als zunehmend 
verschult wahrgenommen wurde, weil 
sie überwiegend im „Schonraum“ 
der Beruflichen Schulen und bei au-
ßerbetrieblichen Trägern stattfindet. 
Demgegenüber setzen die aktuellen 
bildungspolitischen Strategien auf den 
unbedingten Vorrang für eine Stärkung 
der betrieblichen Ausbildung respekti-
ve Berufsausbildungsvorbereitung. 

Kritisch zu hinterfragen ist allerdings, 
ob die angestrebte Verbetrieblichung 
der Benachteiligtenförderung tatsäch-
lich die geeignete Strategie darstellt, 
um Jugendlichen „mit besonderem För-
derbedarf“ den Einstieg in Ausbildung 
und Arbeit zu erleichtern. Denn gera-
de diese jungen Menschen brauchen 
in besonderem Maße Betreuung und 
Aufmerksamkeit, die ihnen Betriebe 
in der Regel nicht bieten (können): Die 
Mehrzahl der Unternehmen – so das 

Ergebnis einer entsprechenden Umfra-
ge des BIBB – ist der Auffassung, dass 
die Berufsausbildungsvorbereitung 
nicht zu ihren Aufgaben zählt und en-
gagiert sich entsprechend zögerlich. 

So verwundert es nicht, dass sich zwar 
das öffentlich subventionierte Lang-
zeitpraktikum Einstiegsqualifizierung 
(EQ) in den letzten Jahren recht großer 
Zustimmung bei den Betrieben erfreu-
te; alle bisherigen Erfahrungen zeigen 
aber, dass interessierte Jugendliche vor 
allem dann eine Chance erhalten, wenn 
sie von ihren schulischen Vorqualifika-
tionen und ihrer Leistungsfähigkeit her 
bereits wie Auszubildende (oder als bil-
lige Arbeitskräfte) einsetzbar sind. 

Symptomatisch ist denn auch, dass 
nur ein verschwindend kleiner Bruch-
teil der Unternehmen vom Angebot 
der Arbeitsagenturen Gebrauch macht, 
eine sozialpädagogische Begleitung in 
Anspruch zu nehmen. An jungen Men-
schen mit sozialpädagogischem Unter-
stützungsbedarf haben sie in der Regel 
kein Interesse. Stattdessen profitieren 
die beteiligten Unternehmen von der 
großen Gestaltungsoffenheit, die die-
ses arbeitsmarktpolitische Instrument 
prägt: Es steht ihnen frei, ob sie sich an 
den Qualifizierungsbausteinen orien-
tieren wollen - oder nicht. Vielfach fehlt 
zudem eine systematische Verknüpfung 
zum Lernort-Partner Berufsschule, so 
dass von einer Systematisierung der 
Benachteiligtenförderung und von ei-
ner Abkürzung oder gar Vermeidung 
„unproduktiver Warteschleifen“ nicht 
die Rede sein kann. Die bildungspo-
litische Strategie, Betriebe statt der 
Berufsschulen und der außer- und 

überbetrieblichen Träger mit der Be-
rufausbildungsvorbereitung lernschwä-
cherer Jugendlicher zu beauftragen, 
bestärkt gerade die problematischen 
Aspekte der dualen Berufsausbildung. 
Denn die Erkenntnis, dass nicht jede 
Arbeitssituation automatisch als lern-
haltig gelten kann und dass keineswegs 
jeder Betrieb als Ausbildungsbetrieb 
geeignet ist, ist ja weder neu noch über-
raschend. Wirksame Qualitätskontrol-
len (schon in der Berufsausbildung ein 
heikles Thema) aber kommen in der 
betriebsbezogenen Berufsausbildungs-
vorbereitung praktisch nicht zum Ein-
satz. 

Zentral ist jedoch aus meiner Sicht 
der Einwand, dass die einzelbetriebli-
che Verfügungsmacht über Zugänge zur 
Berufsausbildung verhindert, dass der 
Lernort Betrieb wirklich allen – auch 
den leistungsschwächeren – Jugendli-
chen zur Verfügung steht. Solange Un-
ternehmen die freie Bewerberauswahl 
haben, bevorzugen sie erfahrungsge-
mäß die bildungs- und leistungsstärke-
ren Jugendlichen. 

Auf der Strecke bleiben jene, die an 
den Formen des schulischen Lernens 
beziehungsweise am System Schule 
gescheitert sind und infolgedessen kei-
ne Lehrstelle erhalten haben. So steht 
der Betrieb als Lernort und als „Erfah-
rungszusammenhang von ,Ernstsituati-
onen’“, denen am wenigsten zur Verfü-
gung, die ihn am meisten brauchen.

Gertrud Kühnlein 
Wissenschaftliche Mitarbeiterin an der 

Sozialforschungsstelle Dortmund/ 
Technische Universität Dortmund

In der rubrik „kontrovers“ werden Namensbeiträge abgedruckt, die sich kritisch mit dem Schwerpunktthema des 
Heftes auseinandersetzen. Sie müssen nicht der Meinung der redaktion entsprechen, sondern laden zur kontroverse 

ein. den folgenden Beitrag drucken wir mit freundlicher genehmigung von dr. gertrud kühnlein, dortmund, ab.
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reformiertes übergangssystem  
erfolgreich erprobt

Die Reform des Übergangssystems 
stellt an die künftigen Stadtteilschulen 
komplexe Anforderungen. Stichworte 
sind zwar geläufig, wie etwa die Erneu-
erung der Lehrerrolle, individualisier-
tes Lernen, Verbindung der Lernorte 
Schule und Betrieb oder Ausbildung 
nach Schulabschluss; wie aber können 
die Schulen ihre Lernbedingungen für 
erfolgreiche Berufs- und Studienorien-
tierung verändern? Wie lässt sich ein 
Übergangsmanagement so gestalten, 
dass auch schwächere Schülerinnen 
und Schüler den Sprung in Ausbildung 
und Beruf schaffen können? Welche 
Begleitstrukturen für die Jugendlichen 
und die Schulen bewähren sich? 

Auf diese und viele weitere Fragen 
hat das durch den Europäischen Sozi-
alfonds ESF geförderte Projekt Trans-
Fer Antworten gefunden. Denn was 
Hamburg mit der Reform des Über-
gangssystems Schule – Beruf anstrebt, 
hat TransFer seit Beginn 2008 erprobt. 

Projektträger ist das Berufsbildungs-
werk Hamburg (bbw), Projektpartner 
sind die Staatliche Gewerbeschule Ei-
delstedt (G 12), und die Hamburger 
Arbeitsassistenz (HAA). Sieben wei-
tere Schulen schlossen sich an. Ihre 
Erfahrungen haben Projektmitarbeiter 
und Lehrkräfte jetzt in einem Zwi-
schenbericht vorgelegt. 

Annegret Witt-Barthel, HIBB

eSF-projekt transFer 

weItere INFoS

Hartmut Sturm/Sibylle zagel (Hrsg.): 

Berufsorientierung und übergangsma-
nagement in zukünftigen Stadtteilschulen. 
erfahrungen und erste empfehlungen. 
zwischenbilanz des eSF-projektes 

transFer, Berufsbildungswerk/Staatliche 
Berufsschule eidelstedt, reichsbahnstraße 
53, 22525 Hamburg, 2010.  
download: www.esf-transfer.de

angebote  
außerschulischer  

Berufsorientierung

Informationsangebote

Stadt Hamburg
Die Freie und Hansestadt Hamburg hat 
– in enger Zusammenarbeit von Schu-
len und außerschulischen Trägern - ein 
breites Spektrum an Instrumenten der 
Berufsorientierung entwickelt. Dazu 
gehören die Beo-Box (ein virtueller 
Bewerbungsordner), Seminare zur be-
ruflichen Orientierung für die Sekun-
darstufe I und II, Betriebserkundungen 
und Praktika der betriebsnahen Berufs-
orientierung an allgemeinbildenden 
Schulen (Berufseinstiegsbegleitung). 

Kooperationen von Schulen
Außerschulische Berufsorientierung für 
Benachteiligte bieten Schulen in Ko-
operation mit Trägern der Jugendhilfe, 
Betrieben, der Bundesagentur für Ar-
beit und weiteren Partnern an.

Bundesagentur für Arbeit
Die Bundesagentur für Arbeit kann nach 
§ 33 SGB III Schülerinnen und Schüler 
allgemeinbildender Schulen durch ver-
tiefte Berufsorientierung und Berufswahl-
vorbereitung fördern. Themenfelder sind 
berufskundliche Kenntnisse, Sozial- und 
Bewerbungskompetenzen sowie Kompe-
tenzfeststellungsverfahren. Die Berufso-
rientierung kann in Praktika, Workshops, 
Projekttagen oder Feriencamps erfolgen. 

weItere INFoS

www.arbeitsagentur.de

weItere INFoS

www.ichblickdurch.de

weItere INFoS

www.good-practice.de



n reg IoNaleS  &  üBerreg IoNaleS

24    Berufliche Bildung Hamburg    Nr. 2 · 2010

„die Hamburger reform des übergangssystems
hat bundesweit Vorbildcharakter.“

Interview mit uwe grund, Vorsitzender des dgB Hamburg

aber die wirtschaft muss nach auffassung grunds mehr ausbilden. der dgB werde die Interessen von auszubil-
denden und von Beschäftigten der Schulen in den reformprozess einbringen. 

Berufliche Bildung Hamburg: Seit Sep-
tember vergangenen Jahres sind Sie Vor-
sitzender des DGB Hamburg. Der DGB 
engagiert sich für Jugendliche in der 
Berufsausbildung, aber auch für Schul-
abgängerinnen und -abgänger ohne Aus-
bildungsplatz. Nicht zuletzt ist der DGB 
selbst ein Ausbildungsbetrieb. Welche 
Themen und Ziele in der Berufsbildung 
haben Sie sich für Ihre Amtszeit als DGB-
Vorsitzender gesetzt? 

Uwe Grund: Die berufliche Bildung 
in Hamburg steht vor großen Verän-
derungen. Die Frage ist, in welche 
Richtung geht es, werden alle Inter-
essen angemessen berücksichtigt. Die 
Gefahr, dass vorrangig die Interessen 
der Unternehmen gehört werden, hal-
te ich für beachtlich. Wir werden als 
DGB die Interessen von Auszubilden-
den und Arbeitnehmern, aber auch 
der Beschäftigten der Schulen in die-
sen Prozess einbringen. Wichtig ist uns 
dabei – wenn ich es in Stichworten zu-
sammenfasse –, die duale Berufsausbil-
dung zu stärken, die berufliche Bildung 
insgesamt durchlässiger zu machen, 
bisherige Warteschleifen zu einem ech-
ten Übergangssystem weiter zu entwi-
ckeln und für mehr Demokratie und 
Mitbestimmung einzutreten. Das sind 
für mich Leitlinien, um die beruflichen 
Bildung in Hamburg voran zu bringen. 
Die Schulgesetznovelle im Herbst 2009 
hat mit der Einführung der Berufs-
oberschule und der Mitbestimmung 
der Jugend- und Auszubildendenver-
tretung an beruflichen Schulen erste 
wichtige Akzente gesetzt; hier kommt 
es nun auf die konkrete Ausgestaltung 
an. Dies gilt auch für die angekündigte 
Möglichkeit, parallel zur Ausbildung 
zukünftig die Fachhochschulreife zu 
erwerben. Wenn dabei Nägel mit Köp-

fen gemacht werden, sind das echte 
Fortschritte. 

Wir arbeiten beispielsweise im Ak-
tionsbündnis für Bildung und Beschäf-
tigung konstruktiv mit, verlieren dabei 
aber nicht unseren kritischen Blick. 
Das gilt insbesondere für die Struktu-
ren der beruflichen Schulen und die ak-
tuell laufende Evaluation des HIBB. Es 
geht uns hier zunächst um transparente 
Prozesse. Die Kollegien und Leitungen 
der Schulen müssen die Möglichkeit 
haben, sich mit ihren Vorschlägen, aber 
auch mit kritischen Anmerkungen ein-
zubringen. 

Das große Problem bleibt, dass wei-
terhin zu vielen Hamburger Jugend-
lichen nach der allgemeinbildenden 
Schule kein Übergang in den Beruf 
gelingt. Die Lage auf dem Ausbil-
dungsmarkt sehe ich nach wie vor mit 
Sorge. Ohne ein stabiles Ausbildungs-
angebot der privaten und öffentlichen 
Arbeitgeber auf hohem Niveau wird 
es uns trotz aller staatlichen Bemü-
hungen nicht gelingen, allen Ham-
burger Jugendlichen eine Perspektive 
zu bieten. Der starke Einbruch des 
Angebotes in 2009 und der doppelte 
Abiturjahrgang sind eine Heraus-
forderung. Um es deutlich zu sagen: 
Hamburgs Wirtschaft muss mehr aus-
bilden als bisher. 

Berufliche Bildung Hamburg: Die Ge-
werkschaften beteiligen sich am Aktions-
bündnis für Bildung und Beschäftigung. 
Gemeinsam mit den anderen Akteuren 
vereinbarten sie das Rahmenkonzept für 
die Reform des Übergangssystems Schule-
Beruf und das „Hamburger Programm“ 
für Berufsorientierung und Berufswe-
geplanung. Sie kündigten einen Beitrag 
des DGB zur Vorbereitung Jugendlicher 
auf den Übergang von der Schule in den 

Beruf an. Wie wird dieser Beitrag dann 
aussehen? 

Uwe Grund: In diesem Bereich sind 
wir schon vielfältig aktiv. Die Gewerk-
schaftsjugend leistet an dieser Stelle 
einen kontinuierlichen Beitrag. Sowohl 
mit Bewerbungstrainings für Schulklas-
sen als auch mit Informationsbroschü-
ren. Viele Betriebsräte und Jugend-
vertretungen engagieren sich für mehr 
Praktikumsplätze. 

Wir unterstützen die Schulreform 
in der aktuellen Auseinandersetzung. 
Mit verschiedenen Aktivitäten wollen 
wir für diese Reform auch in den Un-
ternehmen werben und sicherstellen, 
dass sie im Volksentscheid von der 
Mehrheit der Bevölkerung unterstützt 
wird. Wir versprechen uns von dieser 
Reform eine deutliche Verbesserung 
des Übergangs von der Schule in den 
Beruf. 

Uwe Grund
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Uns ist wichtig, dass Berufsorientie-
rung nicht bei der Berufswegeplanung 
stehen bleibt, sondern Jugendliche 
auch auf ihre künftige Rolle als Aus-
zubildende und Arbeitnehmer vorbe-
reitet werden. Dies umfasst auch ein 
Bewusstsein für die eigenen Rechte 
und Gestaltungsmöglichkeiten in Be-
ruf und Betrieb. Auch hierfür bietet 
die DGB-Jugend Seminare und Infor-
mationsmaterialien an. 

Berufliche Bildung Hamburg: Der DGB 
hat immer wieder auf die nicht ausrei-
chende Zahl dualer Ausbildungsplätze 
hingewiesen. Der Hamburger Senat will 
mit der Neuorientierung des Übergangs-
systems möglichst viele Jugendliche in 
duale Ausbildung bringen. Das Rahmen-
konzept sieht eine frühzeitige Berufs- und 
Studienorientierung vor. Im Hamburger 
Ausbildungsmodell wird ein niederschwel-
liger Einstieg in Ausbildung ermöglicht. 
Wie beurteilen Sie diese Maßnahmen? 

Uwe Grund: Die geplanten Reformen 
in diesem Bereich haben bundesweit 
Vorbildcharakter und werden auch in 
gewerkschaftlichen Kreisen sehr po-
sitiv aufgenommen. Die konsequente 
Orientierung hin auf eine vollwertige 
– möglichst betriebliche – Ausbildung 
eröffnet Jugendlichen neue Chancen. 
Der DGB tritt dafür ein, dass jeder 
Jugendliche ein Recht auf einen voll-
wertigen Ausbildungsplatz hat. Von 
daher begrüßen wir die Absicht, über 
das „Hamburger Ausbildungsmo-
dell“ jedem Jugendlichen, der nach 
schulischer Feststellung – ich betone 
schulisch – ausbildungsfähig ist, einen 
Ausbildungsplatz zu garantieren. Das 
ist auf jeden Fall ein wichtiger Schritt. 
Auch deswegen, weil nun endlich mit 
einer klaren Definition der Ausbil-
dungsfähigkeit die jahrelange Instru-
mentalisierung dieses Begriffes durch 
die Arbeitgeberseite und die damit ver-
bundene Diffamierung ausbildungswil-
liger Jugendlicher beendet wird. Nun 
müssen die Kammern und Arbeitge-
berverbände auf ihre Mitgliedsunter-
nehmen einwirken, auch tatsächlich 
Jugendlichen aus dem neuen Berufs-
qualifizierungsjahr eine Chance zu ge-
ben und dieses als erstes Ausbildungs-
jahr anzuerkennen. Gleichzeitig muss 

dieses neue Modell dem Übergang und 
der Vermittlung in eine betriebliche 
Ausbildung dienen. 

Mit dem Rahmenkonzept nimmt die 
Verantwortung der Hamburger Schu-
len für die berufliche Orientierung der 
Jugendlichen weiter zu. Entscheidend 
wird sein, dass es den Schulen wirklich 
gelingt, bis zum Ende der Klasse 10 
jedem Jugendlichen die Kompetenzen 
für eine individuelle Berufswegeent-
scheidung zu vermitteln. Hier setzen 
wir große Hoffnungen auf die gemein-
samen Kooperationen von allgemein-
bildenden und beruflichen Schulen. 

Berufliche Bildung Hamburg: Die Zu-
sammenarbeit der berufsbildenden Schu-
len ist in allen Fragen der Weiterentwick-
lung auch in enger Kooperation mit den 
Gewerkschaften geschehen. Wo sehen Sie 
aus Sicht des DGB-Vorsitzenden dennoch 
für die Weiterentwicklung der beruflichen 
Bildung in Hamburg weiteren Handlungs-
bedarf?

Uwe Grund: Aktuell hat sich das Ver-
hältnis zwischen den Gewerkschaf-
ten und der Behördenleitung der 
BSB deutlich gebessert. Wir werden 
wieder an Diskussionen und Ent-
scheidungen beteiligt und haben die 
Möglichkeit, die Interessen von Aus-
zubildenden und Arbeitnehmern in 
die unterschiedlichen Reformprozes-
se mit einzubringen. Das war mit den 
beiden vorherigen Senaten eher nicht 
der Fall. Trotzdem ist die Lage noch 
nicht optimal. Nach wie vor besitzen 
die Vertreter der Gewerkschaften we-
der im Kuratorium des HIBB noch in 
den Schulvorständen echte Mitwir-
kungsmöglichkeiten. Das belastet das 
ansonsten sehr gute Verhältnis zu den 
Akteuren in der Behörde, im HIBB 
und an den Schulen. Hier erwarten wir 
aber, dass sich spätestens mit dem Ab-
schluss der Evaluation des HIBB etwas 
ändern wird. Wir verlangen, dass die 
Ausgrenzung der Gewerkschaften in 
den Gremien des HIBB und der Schu-
len beendet wird. Unser Anspruch ist 
eine gleichberechtigte Teilhabe, wie 
sie in allen Gremien nach dem Berufs-
bildungsgesetz bundesweit üblich ist. 

Wir erwarten, dass es im nächsten 
Jahr an den beruflichen Schulen – auch 

durch die Veränderungen bei den Bil-
dungsgängen – zu weitgehenden struk-
turellen Veränderungen kommen wird. 
Hier werden wir auf fachlich sinnvolle 
Lösungen drängen. Wichtig sind uns 
dabei aber auch Fragen wie Wegezei-
ten von Auszubildenden und die Aus-
wirkungen auf die Kollegien und Mit-
arbeiter der Schulen. Hier müssen für 
alle Betroffenen vernünftige und ak-
zeptable Lösungen angestrebt werden. 
Da sehen wir uns als Gewerkschaften 
in der Verantwortung. 

 Berufliche Bildung umfasst aber 
nicht nur Erstausbildung. Besonders 
im Bereich der Weiterbildung sehen 
wir Raum für wichtige Weichenstel-
lungen. Wir beobachten hier eine 
Entwicklung hin zu reinen Anpas-
sungsweiterbildungen, mit denen bei-
spielsweise auf technische Verände-
rungen reagiert wird. Die allgemeine 
berufliche Weiterbildung droht auch 
durch die Krise in den Hintergrund 
zu treten. Hinzu kommt das bekann-
te Dilemma, dass mit Weiterbildung 
noch zu oft die ohnehin Schlauen noch 
schlauer gemacht werden. Wir wollen 
deswegen das Feld der betrieblichen 
Weiterbildung mit dem Ziel stärken, 
bisher bildungsferne Arbeitnehmer-
zielgruppen zu erreichen. Im Bereich 
der Tarifverträge und über betriebliche 
Vereinbarungen kann hier viel erreicht 
werden. 

Die Fragen für  
Berufliche Bildung Hamburg (BBH)  

stellte Annegret Witt-Barthel

weItere INFoS

www.dgb-hamburg.de
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Hamburg und die Initiative  
„übergänge mit System“

die Segel auf reformkurs gestellt 

clemens wieland berichtet von der arbeit der länderübergreifenden  
Initiative „übergänge mit System“, die die Bertelsmann Stiftung gründete.

T rotz deutlicher Verbesserungen auf 
dem Ausbildungsstellenmarkt in den 

letzten Jahren müssen Haupt- und Real-
schulabsolventen weiterhin komplizier-
te „Zwischenschritte“ zwischen Schule 
und Ausbildung gehen. Der Weg jedes 
vierten Hauptschulabsolventen endet 
schließlich in der Ausbildungslosigkeit 1). 
Diese Problematik hat sich seit Mitte der 
90er Jahre massiv vergrößert und sich 
trotz konjunktureller Dynamik zu einem 
strukturellen Problem verfestigt.

Trotzdem ändert sich strukturell eher 
wenig. Die Bertelsmann Stiftung hat 
vor diesem Hintergrund im Rahmen 
eines breit angelegten partizipativen 
Prozesses gemeinsam mit Experten aus 
verschiedensten Institutionen ein Leit-
bild für eine zukunftsfähige berufliche 
Bildung erarbeitet 2). Ein Teil dessen 
befasst sich auch mit dem Übergangs-
bereich. Hier wurde ein Modell entwi-
ckelt, nach dem es für Jugendliche auf 
dem Weg in die Ausbildung nur noch 
zwei Wege geben sollte: Ausbildungs-
reife Jugendliche ohne Ausbildungs-
platz sollen gleich nach dem Ende ih-
rer Schulzeit ausgebildet werden – und 
zwar prioritär im Rahmen der dualen 
Ausbildung. Wo dies nicht möglich ist, 
sollte die Ausbildung in außerbetriebli-
chen oder vollzeitschulischen Alternati-
ven erfolgen. Für nicht ausbildungsreife 
Jugendliche sollen zielgruppenadäqua-
te und individuelle Ansätze genutzt 
werden, um Ausbildungsreife herzu-
stellen. Wer die Ausbildungsreife dann 
erlangt hat, soll ein verbindliches Ange-
bot erhalten, eine abschlussorientierte 
Berufsausbildung anzutreten. 

Aber ist das eine realistische Vision? 
Um diesen nachzugehen hat die Ber-
telsmann Stiftung die Initiative „Über-
gänge mit System“ ins Leben gerufen 

und sich auf die Suche gemacht nach 
reformfreudigen und innovativen Bun-
desländern, die die Umsetzung dieser 
Vision anstreben und in einer gemein-
samen Allianz voranbringen wollen. 

Bei dieser Suche nach geeigneten 
Partnern fiel der Blick schnell auf Ham-
burg: Der Ausbildungsstellenmarkt in 
Hamburg kann zwar rein statistisch als 
stabil und relativ ausgeglichen bezeich-
net werden, trotzdem ist die Situation 
insbesondere für Hauptschüler kritisch: 
So gingen in 2009 von den Hamburger 
Absolventen mit Hauptschulabschluss 
lediglich 19 Prozent unmittelbar in un-
geförderte Ausbildung. Die Hansestadt 
hat sich mit ihrem innovativen „Rahmen-
konzept für die Reform des Übergangs-
systems Schule – Beruf“ vorgenommen, 
sinnlose Warteschleifen abzubauen und 
allen Jugendlichen die Chance zu geben, 
nach der Schule eine Ausbildung zu be-
ginnen – sei es im dualen System oder in 
anderen außerbetrieblichen oder schuli-
schen Ausbildungsformen. 

Neben Hamburg haben sich Ba-
den-Württemberg, Berlin, Nordrhein-
Westfalen und Sachsen der Initiative 
angeschlossen. Länder, die ganz unter-
schiedliche Ausgangssituationen ha-
ben und mit ebenso unterschiedlichen 
Instrumenten und Strategien mehr Ju-
gendlichen den Weg in Ausbildung eb-
nen wollen. So erprobt beispielsweise 
Nordrhein-Westfalen im Rahmen des 
„Dritten Weges in die Berufsausbil-
dung“ die Möglichkeiten flexibilisier-
ter, verlängerter Ausbildungszeiten, 
um benachteiligten Jugendlichen pass-
genauere Ausbildungsmöglichkeiten 
zu geben. Sachsen wiederum hat um-
fangreiche Erfahrungen mit außerbe-
trieblichen Ausbildungsmöglichkeiten. 
Baden-Württemberg offeriert jungen 

Menschen mit der Werkrealschule eine 
neuartige Kombination von allgemein-
bildender und beruflicher Schule zur 
Verbesserung der Ausbildungschancen 
und Berlin kommt den komplexen Pro-
blemlagen der Hauptstadt u. a. mit einer 
sehr betriebsnahen Ausrichtung der Be-
rufsfachschule bei. Aber dies sind nur 
Schlaglichter aus der Arbeit in den Län-
dern – jedes einzelne Land verantwortet 
eine ganze Palette von Maßnahmen, die 
nun im gemeinsamen Erfahrungsaus-
tausch optimiert werden sollen. 

Die Initiative „Übergänge mit Sys-
tem“ soll ab Herbst 2010 geöffnet wer-
den für weitere Länder, Institutionen 
und Akteure, um eine breite Allianz 
von Reformwilligen zu bilden. Die Zei-
chen für Reformen stehen günstig, denn 
allen Akteuren ist bewusst, dass der 
Fachkräftemangel einerseits und der 
demographische Wandel andererseits 
es unabdingbar machen, jeden einzel-
nen Jugendlichen bestmöglich zu qua-
lifizieren. Und der Hamburger Ansatz 
kann auf diesem Weg bereits jetzt als 
zukunftsweisend bezeichnet werden. 

Clemens Wieland, Bertelsmann Stiftung

1)   Vgl. gaupp, Nora/lex, tilly und reißig, Birgit, Hauptschüler/
innen an der Schwelle zur Berufsausbildung: Schulische  
Situation und schulische Förderung. regionales übergangs-
management 2. deutsches Jugendinstitut, München/Halle 
2010, S. 29.

 
2 )  Vgl. Bertelsmann Stiftung (Hrsg.) „Berufsausbildung 2015 

– eine entwicklungsperspektive für das duale System“, gü-
tersloh 2009.

anmerkungen:

Clemens Wieland
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(von links) M. Schopf, R. Schulz u. Prof. H.-J. Schmidt-Trenz

„das deutsche System der  
Berufsbildung muss zukunfts-

fähig bleiben“ 

europäischer und deutscher Qualifikationsrahmen

Veranstaltung in der Handelskammer zeigte  
Informations- und diskussionsbedarf

Die Handelskammer Hamburg und 
das Hamburger Institut für Beruf-

liche Bildung luden im Februar zur 
Fachtagung „Der Europäische und 
der Deutsche Qualifikationsrahmen 
– Chancen und Risiken für die duale 
Ausbildung“ in die Handelskammer 
ein – und alle, alle kamen! Mehr als 300 
Leitende, vor allem aus Ausbildungs-
betrieben und Beruflichen Schulen in-
formierten sich, wie die Entwicklung 
hin zu einem europäischen Berufsbil-
dungsraum eingeschätzt werden kann, 
wie weit die Umsetzung in Deutsch-

land vorangekommen und was noch zu 
erwarten ist.

 Nach einer einführenden Begrüßung 
durch den Präses der Handelskammer, 
Frank Horch, gab die Ministerialrätin im 
Bayerischen Staatsministerium für Un-
terricht und Kultus, Susanne Reif, die 
Impulse für die Podiumsdiskussion. Sie 
machte deutlich, dass der Europäische 
Qualifikationsrahmen 1) (EQR), der 
Auslöser für die Erstellung des Deut-
schen Qualifikationsrahmens 2) (DQR) 
ist, als ein Element zur Gestaltung eines 
Europäischen Bildungsraumes gesehen 

werden kann. Zu diesem Europäischen 
Bildungsraum, der neben der Berufs-
bildung auch die Allgemeinbildung 
und die Hochschulbildung umfasst, ge-
hören als weitere wichtige Säulen das 
Dokumentationssystem EUROPASS, 
die Leistungspunktesysteme ECTS 3) 

und ECVET 4) sowie Qualifikationssi-
cherungssysteme 5). 

Der nach dem „Muster“ des EQR 
erarbeitete DQR-Diskussionsvorschlag 
enthält auf acht Niveaustufen Qualifika-
tionsbeschreibungen, nach denen allge-
meinbildende, berufsbildende und aka-
demische Abschlüsse zugeordnet werden 
sollen. Die Beschreibungen („Deskrip-
toren“) sind outcome-bezogen; es wer-
den also die erworbenen Kompetenzen 
zertifiziert, ohne Berücksichtigung wo, 
wie und in welchen Zeiträumen sie er-
worben wurden. Als „Kompetenzen“ 
gelten zum einen Fachkompetenzen, die 
sich in Wissen und Fertigkeiten gliedern, 
sowie Personale Kompetenzen, die So-
zialkompetenz und Selbstkompetenz 
umfassen. 

Die Erarbeitung des DQR ist hoch-
komplex. So sollen alle „stakeholder“ 
– also Bund und Länder, Arbeitgeber 
und Gewerkschafter sowie Wissen-
schaftler – für alle Bildungsbereiche zu 
einem gemeinsamen Produkt kommen. 
Noch in diesem Jahr sollen alle existie-
renden Qualifikationen vom Förder-
schulabschluss bis zur Promotion den 
Niveaustufen des DQR zugeordnet 
werden. Vier vom BMBF eingesetzte 
Expertengruppen (Handel, IT, Me-
tall- und Elektrotechnik, Gesundheit) 
befassten sich mit der Praktikabilität 
des DQR-Entwurfs. Sie diskutierten 
teils kontrovers über die Zuordnung 
exemplarischer Qualifikationen. Die 
Ergebnisse werden derzeit ausgewer-
tet 6). 

In der Podiumsdiskussion ging es vor 
allem um die Ziele und die Auswirkun-
gen des DQR auf die Berufsbildung. 
Moderiert vom Hauptgeschäftsführer 
der Handelskammer, Prof. Dr. Hans-
Jörg Schmidt-Trenz, diskutierten Ute 
Schmoldt-Ritter (Hauni Maschinen-
bau AG), Ingo Bünsch (Bünsch For-
derungs-Management GmbH und Co. 
KG), Rainer Schulz (Geschäftsführer 
des HIBB) und Michael Schopf (Be-
rufsbildungs- und KMK-Experte in der 

1)  empfehlung des europäischen parlaments und des rates 
vom 23. april 2008 zur einrichtung des europäischen Quali-
fikationsrahmens für lebenslanges lernen

2)  diskussionsvorschlag eines deutschen Qualifikationsrah-
mens für lebenslanges lernen. erarbeitet vom „arbeitskreis 
deutscher Qualifikationsrahmen“. Februar 2009

3)  european credit transfer and accumulation System (einge-
setzt für Bachelor- und Master-Studiengänge)

4)  european credit transfer and accumulation System for Vo-
cational education and training 

5)  Für die Berufsbildung z.B. „eQarF“ (european Qualification 
assurance Framework for Vocational education and trai-
ning) 

6)  der Stand der dQr-erarbeitung wird im Internet laufend do-
kumentiert unter www.deutscherqualifikationsrahmen.de.

anmerkungen:
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zukunft der Fachschulen – akademisierung der 
beruflichen weiterbildung?

Fachtagung mit Staatsrat ulrich Vieluf

die Fachtagung der Hamburger Fachschulen befasste sich am 9. april mit diesem thema.  
es ist für die Fachschulen aktuell und von großer Bedeutung. 

B is 2012 sind alle neuen Qualifikati-
onsbescheinigungen im Bildungs-

bereich mit Verweis auf den Quali-
fikationsrahmen zu versehen, so die 
europäische Vorgabe. Im Rahmen ei-
ner Validierungsphase des Deutschen 
Qualifikationsrahmens (DQR) erpro-
ben derzeit Experten in vier Branchen 
Niveaueinstufungen beruflicher (Wei-
terbildungs-) Abschlüsse. 

Ziel der Veranstaltung war es, über 
den Entwicklungsstand zu informieren 
und eine angemessene Einordnung der 
beruflichen Weiterbildungsabschlüsse 
zu befördern. Im Mittelpunkt standen 
Referate zu den Themen:

    Die Bedeutung der beruflichen Wei-
terbildung in Fachschulen für den 
Wirtschaftsstandort Hamburg (Ul-
rich Vieluf, Staatsrat der BSB).

    Die Einordnung der Weiterbil-
dungsabschlüsse in die DQR-Matrix 
(Prof. Volker Gehmlich, FH Osna-
brück „Bologna-Experte“ und Vor-
sitzender der DQR-AG Handel).

Den Veranstaltern war es gelungen 
nicht nur hervorragende Referenten 
zu gewinnen, sondern auch das Podium 
erstklassig zu besetzen. Moderiert von 

Bund-Länder-Koordinierungsgruppe 
für die DQR-Entwicklung).

Deutlich wurde, dass die vielschich-
tigen Ziele und Auswirkungen des 
DQR noch nicht eindeutig zu beschrei-
ben sind. Der DQR wurde verglichen 
mit dem „Nukleus“ einer Zuchtper-
le: Ob aus der implantierten simplen 
Kugel eine vollendete kostbare Perle 
wird, hängt von der Fachkompetenz 
der Handelnden und den Umweltbe-
dingungen ab. Einvernehmen bestand 
zwischen den Diskutanten darüber, 
dass der DQR mehr Transparenz bei 
der Vergleichbarkeit von Qualifikatio-
nen in Europa schaffen und damit auch 
die grenzüberschreitende Mobilität 
von Auszubildenden und Beschäftig-
ten verbessern kann. In der Diskussion 
hieß es, der DQR müsse so gestaltet 
werden, dass das deutsche System der 
Berufsbildung zukunftsfähig bleibe 
und in Europa angemessen verortet 
werde. Die hohe berufliche Kompe-
tenz in Deutschland werde oft durch 
eine Berufsausbildung oder einen Wei-
terbildungsabschluss erworben, wo im 
Ausland üblicherweise ein Hochschul-
diplom nachzuweisen ist. 

Da aus dem DQR direkt keine Be-
rechtigungen abzuleiten sind, könne 

über Auswirkungen momentan nur 
spekuliert werden – wobei für die einen 
eher die Chancen, für die anderen eher 
die Risiken im Vordergrund stehen. 
Als Stichworte seien aufgeführt:

    Europäische Harmonisierung der 
Bildungssysteme mit dem EQR als 
Referenz für nationale Reformen 
(für föderale Staaten wie Deutsch-
land eine ganz besondere Heraus-
forderung),

    Outcome-Orientierung bei Bil-
dungsstandards und damit Förde-
rung der Anerkennung informell 
erworbener Kompetenzen,

    Flexibilisierung formeller Bildungs-
wege, z. B. über Wahlpflichtbaustei-
ne, modularen Aufbau und variab-
ler Dauer von Kompetenzerwerb,

    Förderung der Gleichwertigkeit von 
beruflicher, allgemeiner und akade-
mischer Bildung und damit Verbes-
serung der Durchlässigkeit zwischen 
den Bildungsbereichen,

    Verbesserung von gesellschaftlicher 
Akzeptanz und sozialem Image der 
Berufsbildung, auch vor dem Hin-
tergrund der Alternative Bachelor-
Studium für leistungsstarke Auszu-
bildende.

In manchen Gremien formulierte Be-
fürchtungen wie

    Gefahr der Fragmentierung der Be-
rufsbildung und damit Aufgabe des 
Berufsprinzips,

    gesellschaftliche und tarifliche Ab-
wertung von Berufen, die künftig 
niedrigeren DQR-Niveaus zugeord-
net werden,

    Verwässerung der Wissenschaftlich-
keit hochschulischer Bildungsgänge 
nach massenhafter Zulassung von 
auf hohen DQR-Niveaus beruflich 
Qualifizierten zum Studium

spielten in den Beiträgen der Podiums-
diskussion praktisch keine Rolle.

Die Ankündigung von Prof. Schmidt-
Trenz, dass diese Veranstaltung als 
Auftakt zu einer ganzen Serie zu sehen 
sei, wurde vom Plenum sehr begrüßt. 

Und das abschließende „Get To-
gether“ auf Einladung der Handels-
kammer hat sicher auch dazu beigetra-
gen, dass die Veranstaltung offenbar 
durchweg als gelungen empfunden 
wurde.

Michael Schopf 
(DQR-Experte)
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Horst Linke (Schulleiter der G1) disku-
tieren Hermann Nehls, Referatsleiter 
im DGB Bundesvorstand, Uwe Neu-
haus (Aus- und Weiterbildung, Airbus), 
Rainer Schulz (Geschäftsführer des 
HIBB), Ulrich Vieluf, Volker Gehmlich 
und Niklaus Kaiser von Rosenburg (Ge-
schäftsführer, Baseler Hof / Dehoga).

„Die Weiterbildung in den Fach-
schulen ist für den Wirtschaftsstandort 
Hamburg unverzichtbar, weil ihr An-
gebot so konkret und passgenau auf 
den Bedarf ausgerichtet ist und sich 
deshalb hoher Anerkennung durch 
die Hamburger Arbeitgeber erfreut“, 
so Staatsrat Ulrich Vieluf. Und weiter: 
„Sie gewinnt auch Teilnehmer aus bil-
dungsferneren Schichten, mobilisiert 
somit Begabungsreserven.“ Die Wei-
terbildung sei selbstverständlich auch 
eine öffentliche Aufgabe. „Hierzu be-
kennt sich der Hamburger Senat durch 
das Hamburger Institut für Berufliche 
Bildung und die Weiterbildung an den 
Fachschulen.“

Volker Gehmlich wies in seinem in-
formativen und lebendig vorgetragenen 
Referat mit Nachdruck darauf hin, dass 
Lernergebnisse (Kompetenzen) doku-
mentiert werden sollten, da sonst keine 
Einordnung der Abschlüsse in den an-
deren europäischen Ländern möglich 
sein wird. Künftig geht es um „Lern-
progressionen, ohne auf die Institution 
(der Hochschule, Weiterbildung) zu 
schauen. Entscheidend wird sein, was 
gebraucht wird.“ Gehmlich bemängel-
te die gegenwärtige Trennung der Be-
reiche in Hochschulen und die übrigen 
Anbieter. Ziel sollte es sein, ein „inte-
griertes System zu schaffen, ohne Ext-
ras.“ Er plädierte für eine horizontale, 
vertikale und laterale Durchlässigkeit.

Rainer Schulz (HIBB, Geschäftsfüh-
rer) wies darauf hin, dass eine Einord-
nung der Fachschulabschlüsse in Ni-
veaustufe sechs wichtig sei, „weil man 
sonst mit den Hochschulen gar nicht 
erst ins Gespräch käme“. Allerdings ist 
der Titel Bachelor professionell (Stufe 
sechs) bei den Teilnehmern der Podi-
umsdiskussion umstritten.

Fazit: Zu Tage kam eine Fülle von 
Aspekten zum Tagungsthema. Eine 
weitgehende Übereinstimmung der 
Auffassungen fiel ins Auge, vor allem 
im Grundsätzlichen. Das macht es 

leicht, wichtige Ergebnisse hervorzu-
heben:
1.  Der Fokus der Weiterbildung in den 

Fachschulen liegt auf der Arbeits- 
und Geschäftsprozessorientierung 
und der Vermittlung einer umfassen-
den Handlungskompetenz.

2.  Legt man das Kriterium der Beschäf-
tigungsfähigkeit zu Grunde, dann ist 
eine Höherbewertung akademischer 
Bildung zum Beispiel von Bachelorab-
schlüssen nicht zu rechtfertigen. (In 
den Industriegesellschaften kann die 
Entfaltung der Menschen nicht von 
der Arbeitswelt losgelöst erfolgen.)

3.  Jede Stufe in der DQR-Matrix soll 
über unterschiedliche Bildungswege 
erreichbar sein. Die Weiterbildung 
über den Weg der Fachschule ist 
dabei als eine Möglichkeit zur Aus-
schöpfung weiterer Begabungsreser-
ven anzusehen.

4.  Der Bildungsbereich braucht Trans-
parenz, Durchlässigkeit und Anre-
chenbarkeit.

5.  Die Verzahnung von Hochschul- und 
Aus- und Weiterbildung ist überfällig.

6.  Die Abschlüsse der qualifizierten 
Weiterbildung in den Fachschulen, 
die eine abgeschlossene Erstausbil-
dung und berufliche Praxis zur Vor-
aussetzung hat, sind der Niveaustufe 
sechs des DQR zuzuordnen. 

Den Schlusspunkt bildete die Verab-
schiedung einer sogenannten „Ham-
burger Erklärung“ zu dieser Tagung. 

Diese Erklärung, die die Forderung 
nach Gleichwertigkeit der Fachschul-
abschlüsse mit den korrespondierenden 
Bachelorabschlüssen und ganz allge-
mein die Förderung der Weiterbildung 
zum Gegenstand hat, und die darüber 
hinaus die staatliche Gestaltungsfunk-
tion im Bereich der Weiterbildung ein-
fordert, wurde mit einhelliger Mehrheit 
verabschiedet.

Die Veranstaltung war ein hoff-
nungsvoller Auftakt für die Entfaltung 
weiterer Aktivitäten zur Herstellung 
von Gleichwertigkeit der Fachschulab-
schlüsse. Dringlich ist, dass in Hamburg 
die Wissenschaftsbehörde und die BSB 
in dieser Frage miteinander kommuni-
zieren, so dass die angestrebte Durch-
lässigkeit nicht zu einer leeren Phrase 
verkommt. Warum soll Hamburg nicht 
eine Vorreiterrolle einnehmen, wenn 
es gilt, Verfahren zu etablieren, die es 
erlauben, möglichst unbürokratisch 
die in der Weiterbildung erworbenen 
Qualifikationen bei Hochschulstudi-
engängen anzurechnen? In diesem Zu-
sammenhang wird auch die Frage der 
Qualitätssicherung der Fachschulen 
eine Rolle spielen.

Viele Schritte stehen bevor. Ge-
braucht wird jetzt ein langer Atem. 
„Nicht abwarten, sondern anfangen!“ 
mahnte Gehmlich.

Dieter Schrader,
Staatliche Abendwirtschaftsschule, 

AWS (H12)

Blick ins Auditorium
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„
Senatsempfang für  

preisgekrönte Hamburger Nach-
wuchskräfte im Handwerk 
Im „leistungswettbewerb des deutschen Handwerks 2009“  

lag Hamburgs Handwerker-Nachwuchs mit drei Mal Silber und ein Mal 
Bronze ganz vorne. eine goldschmiede-gesellin erreichte den 2. platz im 

wettbewerb „die gute Form im Handwerk – Handwerker gestalten“. 

Bei einem Senatsempfang gratulier-
ten die Senatorin für Schule und 

Berufsbildung, Christa Goetsch, und 
der Präsident der Handwerkskammer 
Hamburg, Josef Katzer, den Gesel-
linnen und Gesellen. Im Bürgermeis-
tersaal des Rathauses unterstrich Se-
natorin Goetsch die Leistungen des 
Handwerks. „Wer einmal durch die 
Räume des Rathauses streift, die kunst-
vollen Tapeten und Schnitzereien be-
trachtet, der kann nicht anders als das 
zu bewundern, was menschliche Hände 
an Werken vollbringen.“ Handwerk 
sei Vielfalt. „Weil Vielfalt und Quali-
tät eine Zukunft haben, hat auch das 
Handwerk Zukunft.“ Das Handwerk 
als traditionsreicher Wirtschaftszweig 
verbinde Bewährtes mit den modernen 
Herausforderungen des Berufslebens. 

Die Senatorin gratulierte den Sie-
gerinnen und Siegern des Bundeswett-
bewerbs: „Sie hatten das Glück, von 
erfahrenen Ausbildern ermutigt und 
gefördert worden zu sein.“ Handwerks-
kammerpräsident Katzer hob hervor, 
wie wichtig die Motivation in der Aus-
bildung sei: „Talent und Können, aber 
vor allem ein unbändiger Wille zum Er-
folg zeichnen unsere Bundessieger aus. 
Sie haben mit Leidenschaft an ihrem 
Ziel gearbeitet, und ich bin verdammt 
stolz auf unseren Nachwuchs. Sie sind 
die Zukunft und das Vorbild des Hand-
werks.“ Katzer konnte auch eine Bun-
dessiegerin beglückwünschen, die ihre 
Ausbildung in seinem Unternehmen 
für Gebäudereinigung absolviert hatte.
Zum bundesweiten „Leistungswettbe-
werb des Deutschen Handwerks“ des 

Zentralverbands des Deutschen Hand-
werks treten seit 1972 in jedem Jahr die 
besten Gesellen aus allen Bundeslän-
dern an. Insgesamt konkurrierten bei 
diesem Leistungswettbewerb fast 900 
Landessieger in mehr als 120 Berufen 
um die ersten drei Plätze. Der Gestal-
tungswettbewerb „Die gute Form im 

Handwerk – Handwerker gestalten“ 
wurde in 37 Wettbewerbsstufen ausge-
tragen. 

Die Hamburger Bundessieger sind:
    Philip Kaiser: 2. Bundessieger beim 

Wettbewerb der Anlagenmechaniker 
für Sanitär-, Heizungs- und Klima-
technik (Ausbildungsbetrieb: Imtech 
Deutschland GmbH & Co. KG; die 
ausbildende Berufsschule gehört zur 
Gewerbeschule 2).

    Mara Wild: 2. Bundessiegerin beim 
Wettbewerb der Buchbinder (Aus-
bildungsbetrieb: Ingeborg Hartmann; 
Berufsschule: Neumünster).

    Carola Stühmer: 2. Bundessiegerin 
beim Wettbewerb der Gebäude- 
reiniger (Ausbildungsbetrieb: Kat-
zer GmbH; Berufsschule: Gewerbe-
schule 19).

    Markus Sebastian Koep: 3. Bun-
dessieger beim Wettbewerb der 
Kraftfahrzeugmechatroniker (Aus-
bildungsbetrieb: Raffay Automobil-
Handelsgesellschaft mbH + Co. KG; 
Berufsschule: Gewerbeschule 9).

    Lilly Schmidt: 2. Preis im Sonder-
Wettbewerb „Gute Form im Hand-
werk – Handwerker gestalten“, 
Goldschmiede (Ausbildungsbetrieb: 
Laatzen GmbH; Berufsschule: Ge-
werbeschule 5).

Text und Fotos: Manfred Schwarz 
(HIBB)

leistungswettbewerb des deutschen Handwerks 

Ehrung eines Siegers

„
wer durch die räume des  

rat hauses streift, der kann nicht 
anders als das zu bewundern, was 

menschliche Hände geschaffen 
haben.
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•  Filpe, Frank, FSP I  
Abteilungsleitung  
1. Januar 2010

•  Haubold, Thorsten, G 16  
Abteilungsleitung  
1. Februar 2010

•  Schubert, Sünje, G 8  
stellvertretende Schulleitung  
15. Februar 2010

•  Valentien, Alexander, G 13  
Abteilungsleitung  
3. März 2010

•  Lönne-Hölting, Frank, G 9  
Schulleitung 
1. April 2010

Vorläufige Einsetzungen

Neue FuNktIoNeN
An den beruflichen Schulen haben  
einige Kolleginnen und Kollegen  
neue Funktionen übernommen  
(„Vorläufige Einsetzungen“):
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weitere  
produktionsschulen 
gehen an den Start

zum 1. 9. 2010

In Hamburg sollen stufenweise Pro-
duktionsschulen in allen Bezirken mit 
insgesamt bis zu 500 Plätzen eingerich-
tet werden (siehe bbh 1/2010, Seite 32). 
Zum 1.9.2010 werden im zweiten Aus-
bauschritt 338 Schulplätze angeboten 
und die vorhandenen Produktionsschu-
len in Altona, Barmbek, Bergedorf, 
Billstedt-Horn und Steilshoop ver-
stärkt: In Eimsbüttel werden „Movego“ 
mit 50 Plätzen, „Jugendbildung Ham-
burg“ in Harburg mit 50 Plätzen sowie 
„BI Beruf und Integration Elbinseln“ 
in Wilhelmsburg mit 40 Plätzen ihren 
Betrieb aufnehmen. Realisiert werden 
an diesen Produktionsschulstandort 
künftig weitere Produktideen: An der 
Eimsbütteler Produktionsschule wer-
den historische Eisenbahnwaggons 
restauriert. Die Harburger Produkti-
onsschule „World of Energy“ bietet 
Beratung und Installation rund um das 
Thema regenerative Energien an. Die 
„MANUFAKTUR Produktionsschule 
Wilhelmsburg“ stellt Produkte aus Holz 
und Metall her und vertreibt diese in ei-
nem eigenen Ladengeschäft. 

Produktionsschulen sind auch für an-
gehende Berufsschülerinnen und -leh-
rer ein interessantes Einsatzgebiet, um 
mit einer halben Stelle an einer der acht 
Hamburger Produktionsschulen zu arbei-
ten und zu lehren. Dies bietet die Chance, 
sowohl in einer berufsbildenden Schule 
als auch bei einem Träger der Jugendbe-
rufshilfe Erfahrungen zu sammeln. 

Dr. Cortina Gentner 
BSB, Amt für Weiterbildung

weItere INFoS

dr. cortina gentner, BSB  
telefon: 040 – 428 63 3878  
e-Mail: cortina.gentner@bsb.hamburg.de 
Nähere Informationen zu den produktions-
schulen siehe auch: www.ichblickdurch.de

Berufliche und  
akademische Bildung 

an der H3 

keine gegensätze 

weItere INFoS

www.schlankreye.de/ 

www.ebz-business-school.de/ 

www.hibb.hamburg.de/index.php/article/
detail/7213

rainer petersen und 
Norbert Meincke  

verabschiedet

Nach zwölf Jahren als Schulleiter der 
G9 feierte Rainer Petersen am 15. 
Januar seinen Abschied. Nach vielen 
Etappen wie Lehre, Abendgymnasi-
um, Personalratsvorsitz und Schullei-
tung „radelt“ er im sportlichen Ruhe-
stand. 

Mit Norbert Meincke von der H 17 
verabschiedete sich ein geschätzter 
Schulleiter zum 1. Februar. Neben 
bewegenden Jahren im Schuldienst 
wirkte er auch in der Redaktion die-
ser Zeitschrift viele Jahre mit und be-
einflusste die Weiterentwicklung der 
beruflichen Bildung in Hamburg. 

Einen Wechsel gab es auch im Fort-
bildungsreferat Berufliche Bildung 
am Landesinstitut. Michael Roschek 
ging mit neuen Zielen in die Pension, 
Hilke Schwartz ist die neue Referats-
leiterin.

„Die Kombination von beruflicher Aus-
bildung und Hochschulabschluss ist für 
Jugendliche und Unternehmen ein sehr 
attraktiver und perspektivenreicher Aus-
bildungsweg. Ausbildung und Studium 
– Hamburg gewinnt mit diesem neuen 
Angebot für angehende Immobilienkauf-
leute!“. Mit diesen Worten unterstrich 
Rainer Schulz, HIBB, die Bedeutung des 
ab Herbst 2010 möglichen Erwerbs des 
Fachhochschulabschlusses für angehen-
de Immobilienkaufleute in Hamburg. 
Anlass war die Unterzeichnung einer 
Vereinbarung der Staatlichen Handels-
schule Schlankreye (H3), der EBZ Busi-
ness School (Bochum) und Partnern der 
Immobilienwirtschaft am 27. Mai 2010.

Die Bochumer private Fachhoch-
schule EBZ Business School wird für 
die H3 ab Herbst 2010 Module zur Ver-
fügung stellen, die es den Schülerinnen 
und Schülern ermöglicht, parallel zur 
Berufsausbildung eine Weiterbildungs-
maßnahme der EBZ zu besuchen, die 
in der Erlangung des Abschlusses Ba-
chelor of Arts Real Estate mündet. In 
Hamburg ist das für Jugendliche die 
dritte Möglichkeit dieser Art.

Uwe Grieger, HIBB



»zweI dINge SolleN kINder 
VoN IHreN elterN BekoMMeN: 

wurzelN uNd Flügel.«
Johann wolfgang von goethe
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